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I. Einleitung 

1. Die Bundesregierung legt hiermit den vom 
Deutschen Bundestag erbetenen Bericht darüber vor, 
welchen Einkommensschichten die einzelnen staat- 
lichen Leistungen für die gesamte Sparförderung 
zugute kommen. 

Im Rahmen der Sparförderung werden Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen gewährt. Vornehmlich 
diesem Ziel dienen die allgemeine Sparförderung 
(bis zum Ende der 50er Jahre die steuerliche Begün- 
stigung von Kapitalansammlungsverträgen und ab 
1959 das Spar-Prämi engesetz), die Förderung des 
Bausparens (steuerliche Begünstigung von Bauspar- 
beiträgen und das Wohnungsbau-Prämiengesetz) so- 
wie die Vermögensbildungsgesetze. Diese gesetz- 
lichen Maßnahmen bilden den Kernbereich der Spar- 
förderung. Die Bundesregierung hat das Ersuchen 
des Bundestages dahin gehend verstanden, daß ins- 
besondere über diesen Komplex berichtet werden 
soll. Hierbei handelt es sich um Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen, die — unbeschadet anderer 
Zielsetzungen — primär zur Förderung der Erspar- 
nis- und Vermögensbildung gewährt werden (Teil II). 

Daneben gibt es staatliche Maßnahmen, die der 
Sparförderung in einem weiteren Sinn zuzurechnen 
sind. Sie aufzuzählen, würde zu kaum lösbaren Pro- 
blemen der Abgrenzung der Leistungen der Spar- 
förderung von anderen Finanzhilfen und Steuerver- 
günstigungen führen. Die Bundesregierung be- 
schränkt sich daher in Teil III des Berichtes auf die 
Behandlung der steuerlichen Begünstigung des Ver- 
sicherungssparens, der Ausgabe von Volksaktien 
und des Bundesschatzbriefes sowie auf eine kurze 
Darstellung der wichtigsten Steuervergünstigungen 
zur Förderung des Wohnungsbaus. Mit dieser Aus- 
wahl verbindet die Bundesregierung keine Wertung 
der nicht in die Darstellung aufgenommenen Maß- 
nahmen mit Sparförderungscharakter. 

Die Bundesregierung beschränkt sich darauf, ent- 
sprechend dem Ersuchen des Deutschen Bundestages 
darzustellen, welchen Einkommensschichten die ein- 
zelnen staatlichen Leistungen für die gesamte Spar- 
förderung zugute gekommen sind. Sie sieht bewußt 
davon ab, darüber hinaus die einzelnen Sparförde- 
rungsmaßnahmen zu werten. 

2. Zur Zeit stehen unter den amtlichen Informa- 
tionsquellen folgende iStatistiken für die Durch- 
leuchtung der Inanspruchnahme der Maßnahmen der 
staatlichen Sparförderung zur Verfügung: 

1. Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 

Aus dem Schlußinterview liegen folgende Informa- 
tionen vor: 

a) Prämiensparen 

— Haushalte mit prämienbegünstigten Sparbüchern, 


— Guthaben auf prämienbegünstigten Sparbüchern 
(nach vorgegebenen Guthabengruppen) am 31. De- 
zember 1969; 

b) Bausparen 

— Haushalte, die für 1969 Bausparprämien bean- 
tragt oder ihre Bausparleistungen im Rahmen 
der Sonderausgabenregelung des § 10 Einkom- 
mensteuergesetz geltend gemacht haben; 

— Höhe der Spargeldeinzahlungen im Jahr 1969; 

c) Vermögenswirksame Anlagen nach dem Zweiten 
Vermögensbildungsgesetz 

— Haushalte, die 1969 vermögenswirksam sparten, 
darunter solche mit vermögenswirksamen Lei- 
stungen des Arbeitgebers nach § 3 Zweites Ver- 
mögensbildungsgesetz, 

— Anlageformen (nach dem Spar-Prämien- oder 
Wohnungsbau-Prämiengesetz, zum Bau, Erwerb 
oder zur Entschuldung des Eigenheims oder der 
Eigentümerwohnung) . 

Bei der Beurteilung der Ergebnisse der Einkom- 
mens- und Verbrauchsstichprobe 1969 muß u. a. be- 
rücksichtigt werden, 

— daß nicht alle privaten Haushalte erfaßt worden 
sind. So fehlen vor allem die privaten Haushalte 
mit einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
von 10 000 DM und mehr und bestimmte Bevöl- 
kerungsteile, wie z. B. die ausländischen Arbeit- 
nehmer und die in Anstalten und Kasernen le- 
bende Bevölkerung, 

— daß die Erhebung auf der freiwilligen Mitarbeit 
der Haushalte beruht. Wegen der außerordent- 
lichen Anforderungen der Stichprobe an die mit- 
arbeitenden Haushalte (ein Jahr lang mußte über 
alle Haushaltseinnahmen und -ausgaben genau 
Buch geführt werden) sind in erster Linie solche 
Haushalte erfaßt worden, die mit Gelddingen 
vertraut sind und in der Regel eine ausgeprägte 
Sparmentalität haben. 

Insofern vermitteln die Ergebnisse der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 1969 ein nicht vollstän- 
diges Bild der Inanspruchnahme der Sparförderungs- 
maßnahmen. Sie sind daher auch weniger für den 
Nachweis absoluter Beträge, als vielmehr für Struk- 
turvergleiche von Bedeutung. 


2. Die Lohnsteuerstatistik 1968 

In dieser letzten Lohnsteuerstatistik, von der Ergeb- 
nisse vorliegen, sind bei den Aufwendungen nach 
dem Zweiten Vermögensbildungsgesetz die Zahl der 
Fälle und die Beträge der vermögenswirksamen 
Leistungen gesondert erfaßt worden. 

Unmittelbare Angaben über die Höhe der Prämien- 
zahlungen und der steuerlichen Vergünstigungen 
enthält die Lohnsteuerstatistik nicht. Die Verteilung 
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dieser Leistungen der staatlichen Sparförderung auf 
die in dieser Statistik ausgewiesenen Lohngruppen 
ist daher nicht möglich. 

3. Die Einkommensteuerstatistik 1968 

Sie liefert Angaben über die Aufwendungen für 
Beiträge zu Bausparkassen und Versicherungen so- 
wie über die Sonderabschreibungen nach den §§ 7 b 
und 54 Einkommensteuergesetz der zur Einkommen- 
steuer veranlagten steuerpflichtigen natürlichen Per- 
sonen. Bei den als Sonderausgaben statistisch er- 
faßten Bauspar- und Versicherungsbeiträgen handelt 
es sich jedoch nur um diejenigen, die bei der Ver- 
anlagung oder im Lohnsteuerverfahren als solche 
geltend gemacht wurden. Die Ergebnisse der Ein- 
kommensteuerstatistik 1968 werden voraussichtlich 
Mitte 1972 vorliegen. 

Die Aussagefähigkeit der Einkommensteuerstatistik 
wird u. a dadurch eingeschränkt, daß sie Angaben 
nicht für Haushalte, sondern nur für Veranlagte 
bringt und bei diesen wiederum nur Angaben über 
solche Beiträge zu Bausparkassen und Versicherun- 
gen, für die Steuerermäßigungen gewährt werden. 

Aus der Einkommensteuerstatistik sind — wie bei 
der Lohnsteuerstatistik — unmittelbar keine An- 
gaben über die Höhe der gezahlten Prämien und der 
Steuervergünstigungen zu gewinnen, so daß die 
Sparförderungsleistungen auf die in dieser Statistik 
vorliegenden Einkommensschichten ebenfalls nicht 
aufgegliedert werden können. 

Trotz der vorhandenen Lücken im amtlichen stati- 
stischen Material können in diesem Bericht gewisse 
Grundstrukturen der Verteilung der Leistungen der 
staatlichen Sparförderung sichtbar gemacht werden. 


II. Maßnahmen zur Förderung der Ersparnis- 
und Vermögensbildung im engeren Sinne 

3. Die folgende Übersicht 1 zeigt die Entwicklung 
der finanziellen Aufwendungen des Staates zur För- 
derung der Ersparnis- und Vermögensbildung in den 
Jahren 1949 bis 1971. Die Darstellung unterscheidet 
zwischen den Aufwendungen nach dem Jahr der 
Sparleistung und den Aufwendungen nach dem Jahr 
der haushaltsmäßigen Auswirkung. 

Diese Gegenüberstellung macht deutlich, daß die 
staatlichen Leistungen den begünstigten Sparleistun- 
gen zum Teil mit einem beachtlichen zeitlichen Ab- 
stand folgen. Das gilt vor allem für die Prämien 
nach dem Spar-Prämiengesetz, die erst nach Ablauf 
der Festlegungsfristen der einzelnen Sparverträge 
gezahlt werden. Die Wohnungsbau-Prämien werden 
dagegen im allgemeinen in dem auf das Jahr der 
Sparleistung folgenden Jahr gezahlt. Bei den Steuer- 
mindereinnahmen sind die haushaltsmäßigen Aus- 
wirkungen zeitlich vom Rhythmus der Steuerver- 
anlagungen und von den Modalitäten der Steuer- 
erhebung abhängig. Die zeitliche Verlagerung der 
Steuermindereinnahmen hält sich im allgemeinen in 
relativ engen Grenzen. 


1. Steuerliche Begünstigung von Kapital- 
ansammlungsverträgen. Spar-Prämiengesetz 

4. Von 1948 bis Ende 1958 wurde der Abschluß von 
Kapitalansammlungsverträgen steuerlich begünstigt. 
Die auf Sparkonten eingezahlten Sparbeträge konn- 
ten im Rahmen von Kapitalansammlungsverträgen 
als Sonderausgaben nach § 10 Einkommensteuer- 
gesetz vom Gesamtbetrag der Einkünfte abgesetzt 
werden (vgl. Tabelle 1). Um die unerwünschten 
Folgen der steuerlichen Sparförderung zu vermei- 
den (je höher das Einkommen, desto größer der 
Vorteil; Nichtsteuerbelastete werden von der Ver- 
günstigung nicht erfaßt), und um breite Bevölke- 
rungsschichten für den Gedanken des Sparens und 
des Eigentumserwerbs zu gewinnen, wurde 1959 das 
Spar-Prämiengesetz beschlossen, das die steuerliche 
Begünstigung von Kapitalansammlungs Verträgen ab- 
löste. 

Durch das Spar-Prämiengesetz wurde für das Sparen 
auf Konten und in Wertpapieren bei fünfjähriger 
Festlegungsfrist eine einheitliche Prämie von 20 v. H. 
des Jahressparbetrages eingeführt. Der jährliche 
Prämienhöchstbetrag wurde für Ledige auf 120 DM, 
für Ehepaare mit bis zu zwei Kindern auf 240 DM 
und für Ehepaare mit drei und mehr Kindern auf 
360 DM festgesetzt. 

Da dieses Spar-Prämiengesetz bis zum 31. Dezember 
1961 befristet war, bot sich mit Ablauf der Frist ein 
neuer Anlaß, die Sparförderung zu diskutieren. Die 
Diskussion befaßte sich mit der unterschiedlichen 
Förderung der einzelnen Sparformen, die in ver- 
schiedenen Gesetzen geregelt war und mit den Ku- 
mulierungsmöglichkeiten, die es zuließen, daß ein 
und derselbe Sparer nach verschiedenen Gesetzen 
ein insgesamt sehr hohes Sparvolumen begünstigt 
sparen konnte. Als Ergebnis dieser Diskussion 
wurde im Jahre 1961 eine im wesentlichen nur nach 
dem Familienstand gestaffelte Prämie eingeführt. 

Ende 1966 wurde das Kumulierungsverbot erlassen. 
Danach kann ein Sparer entweder nur die Spar- 
prämie, die Wohnungsbauprämie oder die Steuer- 
begünstigung des Bausparens in Anspruch nehmen. 
Entschließt er sich für eine der drei Möglichkeiten, 
sind ihm die beiden anderen im selben Kalenderjahr 
verwehrt. 

Ab 1, Januar 1967 wurden die (Sperrfristen für all- 
gemeine Sparverträge und Wertpapierverträge nach 
dem Spar-Prämiengesetz um ein Jahr auf sechs Jahre 
und für Sparratenverträge auf sieben Jahre ver- 
längert. 

Um die Sparbereitschaft auch der Bezieher niedriger 
Einkommen zu erhöhen, wurde 1969 eine Zusatz- 
prämie eingeführt. Ein Sparer, dessen zu versteuern- 
der Einkommensbetrag nicht mehr als 6 000 DM (bei 
Verheirateten 12 000 DM) im Jahr beträgt, erhält 
eine Zusatzprämie. Sie macht 40 v. H. der Grund- 
prämie aus. Seit 1969 werden vermögenswirksame 
Leistungen bis 312 DM (bei Arbeitnehmern mit drei 
und mehr Kindern bis 468 DM) im Jahr, seit 1970 
einheitlich bis 624 DM, auf das prämienbegünstigte 
Sparvolumen nicht mehr angerechnet. Somit können 
Arbeitnehmer — sofern ihr Einkommen die Einkom- 
mensgrenze des Dritten Gesetzes zur Förderung der 
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Übersicht 1 


Staatliche Förderung der Ersparnis- und Vermögensbildung 

Millionen DM 



Allgemeine Sparförderung 

Förderung des Bausparens 

Vermögensbildungsgesetze 


Zeit 

Jahr 

Steuer- 
minder- 
einnahmen 
durch 
Kapitalan- 
sammlungs- 
verträge J ) 

Prämien 
nach dem 
Spar- 
Prämien- 
gesetz 2 ) 

Prämien 
nach dem 
Wohnungs- 
bauprämien- 
gesetz 3 ) 

Steuer- 

minderein- 

nahmen 

durch 

Sonderaus- 

gabenabzug 

Steuer- 
minderein- 
nahmen 
wegen 
Steuerfrei- 
heit ver- 
mögenswirk- 
samer Lei- 
stungen 4 ) 

Steuer- 
minderein- 
nahmen 
wegen Ge- 
währung 
vermögens- 
wirksamer 
Leistungen 
für Arbeit- 
geber 

Prämien und 
Steuer- 
minderein- 
nahmen 
insgesamt 


Nach dem Jahr der Entstehung 


1949/54 

990 



220 

750 

— 

— 

1 960 

1955/59 

1 640 

140 

1 510 

1 010 

— 

— 

4 300 

1960/64 

190 

2 090 

3 130 

2 650 

20 

• 

8 080 

1965 

0 

850 

980 

840 

140 

• 

2 810 

1966 

— 

945 

1 075 

940 

180 

15 

3 155 

1967 

— 

925 

1 095 

810 

200 

20 

3 050 

1968 

— 

970 

1 220 

770 

230 

20 

3 210 

1969 

— 

1 290 

1 620 

805 

265 

35 

4015 

1970 

— 

1 520 

2 140 

855 

640 

110 

5 265 

1971 

— 

1 775 

2 400 

770 

2 050 5 ) 

200 

7 195 

1949/71 

2 820 

10 505 

15 390 

10 200 

3 725 

400 

43 040 


Nach dem Jahr der haushaltsmäßigen Auswirkung 


1950/54 

580 



90 

500 

— 



1 170 

1955/59 

1 620 

— 

1 190 

960 

— 

— 

3 770 

1960/64 

630 

250 

2 760 

2 020 

20 

• 

5 680 

1965 

1 

440 

810 

670 

130 

* 

2 051 

1966 

— 

460 

980 

770 

175 

5 

2 390 

1967 

— 

500 

1 075 

840 

200 

10 

2 625 

1968 

— 

690 

1 095 

880 

225 

15 

2 905 

1969 

— 

970 

1 220 

830 

265 

20 

3 305 

1970 

— 

1 170 

1 620 

890 

590 

30 

4 300 

1971 

— 

1 345 

2 140 

960 

1 850 5 ) 

50 

6 345 

1950/71 

2 831 

5 825 

12 980 

9 320 

3 455 

130 

34 541 


4 ) Begünstigt waren nur vor dem 1. Januar 1958 abgeschlossene Ratensparverträge und vor dem 1. Januar 1959 ab- 
geschlossene allgemeine Sparverträge. 

2 ) eingeführt 1959 

3 ) eingeführt 1952 

4 ) Steuermindereinnahmen durch die Vermögensbildungsgesetze. Die Spar- und Wohnungsbauprämien sowie die 
Steuermindereinnahmen durch Sonderausgabenabzug von Bausparbeiträgen sind in den Aufwendungen der allge- 
meinen Sparförderung und der Förderung des Bausparens enthalten. 

5 ) ab 1971 Begünstigung durch Arbeitnehmersparzulage, die ebenfalls zu Steuermindereinnahmen führt 
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Vermögensbildung der Arbeitnehmer nicht über- 
steigt (vgl. Tz. 17 — über die nach dem Spar-Prä- 
miengesetz begünstigten Höchstbeträge hinaus auch 
für vermögenswirksame Leistungen eine Sparprämie 
erhalten. 

5. Ende Dezember 1971 betrug — nach Angaben 
der Deutschen Bundesbank — der prämienbegün- 
stigte Spareinlagenbestand inländischer Privatper- 
sonen insgesamt 22,7 Milliarden DM (Tabelle 2). 
Der Bestand in Depots an prämienbegünstigt er- 
worbenen Wertpapieren belief sich zur gleichen 
Zeit auf 1,2 Milliarden DM. 

6 . Nach den Ergebnissen der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1969 verfügten Ende 1969 von 
20,5 Millionen Haushalten knapp 8 Millionen oder 
39 v. H. über prämienbegünstigte Sparbücher (Ta- 
belle 3). Wird berücksichtigt, daß insgesamt 18,1 
Millionen Haushalte ein Sparbuch hatten, so ergibt 
sich, daß 44 v. H. dieser Haushalte im Rahmen des 
Spar-Prämiengesetzes sparten. 

Die Beteiligung am Prämiensparen hängt in erster 
Linie von der Höhe des Haushaltseinkommens ab. 
Wie aus Tabelle 4 hervorgeht, nahmen die Haus- 
halte mit höherem Einkommen die staatliche Spar- 
förderung stärker in Anspruch als die Haushalte mit 
geringerem Einkommen. So verfügte von den pri- 
vaten Haushalten mit einem monatlichen Haushalts- 
nettoeinkommen unter 600 DM nur jeder 5. Haus- 
halt, von denen mit 600 bis 800 DM Einkommen 
jeder 3. Haushalt und von den Haushalten mit mehr 
als 1 200 DM jeder 2. Haushalt über ein prämien- 
begünstigtes Sparkonto. Daß die Haushalte mit hö- 
herem Einkommen erheblich stärker von den Mög- 
lichkeiten des Spar-Prämiengesetzes Gebrauch mach- 
ten, zeigt sich auch daran, daß bei allen sozialen 
Haushaltsgruppen mit steigendem Einkommen die 
Häufigkeit der prämienbegünstigten Sparbücher zu- 
nimmt (siehe Tabellen 5 bis 9), Ebenso verfügten 
offensichtlich die Haushalte mit größerem Spargut- 
haben auf nicht prämienbegünstigten Sparkonten 
noch über eine ausreichende Liquiditätsreserve, 
während Sparer mit geringeren Guthaben vor einer 
langfristigen Geldanlage nach dem Spar-Prämien- 
gesetz häufiger zurückschreckten (Tabelle 10). Diese 
Feststellung wird bestätigt durch Untersuchungen 
der Sparkassen (vgl. Tabellen 11 und 12). 

7. Beim prämienbegünstigten Spareinlagenbestand 
überwogen bis 1965 die allgemeinen Verträge der 
Zahl nach die Ratensparverträge (Tabellen 13 und 
14). Dabei ist zu berücksichtigen, daß ein und die- 
selbe Person häufiger Inhaber mehrerer allgemei- 
ner Verträge als Inhaber mehrerer Ratensparver- 
träge ist. 

Das Übergewicht der Ratensparverträge seit der 
2. Hälfte der 60er Jahre läßt vermuten, daß die 
Arbeitnehmer mehr als zuvor prämienbegünstigt 
sparen. Diese Vermutung wurde durch einen Ver- 
gleich von zwei Stichproben des Deutschen Spar- 
kassen- und Giroverbandes aus den Jahren 1964 und 
1969 bestätigt. Danach ist im Sparkassensektor der 
Anteil der Arbeitnehmer an der Zahl der Inhaber 
prämienbegnüstigter Sparkonten von 63 v. H. auf 


70 v. H. gestiegen (Tabelle 15). Diese Zunahme be- 
ruht allein auf der stärkeren Beteiligung der Gruppe 
der Arbeiter. Allerdings sagt das nichts über die 
Höhe der Ersparnisse dieser Gruppe und nichts dar- 
über aus, in welchem Ausmaß unter den Arbeitern 
die Facharbeiter sowie die angelernten und unge- 
lernten Arbeiter an der Steigerung beteiligt waren. 

8 . Auf Grund der vorliegenden Ergebnisse der Ein- 
kommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 kann die 
Aufgliederung der den privaten Haushalten im Jahr 
1969 gutgeschriebenen Prämien nach dem Spar- 
Prämiengesetz auf die Einkommensgrößenklassen 
noch nicht geschätzt werden. Jedoch lassen die Er- 
gebnisse bereits jetzt schon erkennen, daß nach 
dem Stand von 1969 bei den Haushalten der oberen 
Einkommensgruppen nicht nur der Anteil der Prä- 
miensparer, sondern auch die gutgeschriebenen Spar- 
prämien im Durchschnitt weit höher lagen als bei 
den Haushalten mit geringerem und mittlerem Ein- 
kommen. 


2. Wohnungsbau-Prämiengesetz. Steuerliche 
Begünstigung des Bausparens 

9. Mit dem Wohnungsbau-Prämiengesetz vom 
17. März 1952 begann in der Bundesrepublik Deutsch- 
land eine neue Form der Sparförderung. Das Gesetz 
führte erstmalig eine nach dem Familienstand ge- 
staffelte Prämie ein und ergänzte damit die seit 1934 
bestehende steuerliche Förderung des Bausparens. 

Wenn der Bausparer die Leistungen an die Bauspar- 
kasse als Sonderausgabe nach § 10 Einkommen- 
steuergesetz geltend macht, entfällt die Möglichkeit, 
die Wohnungsbauprämie und (seit 1967) das Spar- 
Prämiengesetz in Anspruch zu nehmen (Kumulie- 
rungsverbot, siehe Tz. 4). 

Im Jahre 1969 wurde auch für das Wohnungsbau- 
Prämiengesetz eine Zusatzprämie von 30 v. H. der 
Grundprämie bei gleichen Einkommensgrenzen wie 
im Spar-Prämiengesetz eingeführt. Ebenso wie beim 
Spar-Prämiengesetz werden auch beim Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz Vermögens wirksame Leistungen 
seit 1969 nicht mehr auf die prämienbegünstigten 
(Höchst-) Beträge angerechnet (im einzelnen vgl. 
hierzu Tz. 4). 

Anders als beim Sparen nach dem Spar-Prämien- 
gesetz kann ein Bausparer mit einem noch nicht zu- 
geteilten Bausparvertrag für die von ihm geleiste- 
ten Einzahlungen entweder eine Prämie beantragen 
oder sie als Sonderausgaben nach § 10 Abs. 4 Ein- 
kommensteuergesetz berücksichtigen lassen. Je nach 
Familienstand und Zahl der Kinder beträgt die Woh- 
nungsbauprämie ohne (mit Zusatzprämie) zwischen 
25 (32,5) und 35 (45,5) v. H. der im Kalenderjahr ge- 
leisteten prämienbegünstigten Aufwendungen, höch- 
stens 400 (520) DM. Die Höhe der Steuervergünsti- 
gung indessen ist innerhalb der Sonderausgaben- 
höchstbeträge nicht auf einen festen Betrag begrenzt. 
Sie hängt vielmehr ab vom Familienstand, von der 
Anzahl der Kinder, vom Alter, von der Höhe der 
eingezahlten Beiträge sowie vom Steuersatz, mit dem 
der Steuerpflichtige belastet ist. Mit steigendem 
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Einkommen nimmt somit der Steuervorteil beim 
Bausparen zu. Unter Berücksichtigung der Ergän- 
zungsabgabe und der Kirchensteuer kann er bis zu 
60 v. H. der abzugsfähigen Bausparbeiträge er- 
reichen. 

Prämie und Sonderausgabenabzug unterscheiden sich 
auch dadurch, daß die Bausparprämie das Spargut- 
haben erhöht und somit zur schnelleren Zuteilung 
des Bausparvertrages beiträgt. Der Sonderausgaben- 
abzug hat diese Wirkung nur dann, wenn in Höhe 
des Betrages der ersparten Steuer das Bauspargut- 
haben aufgefüllt wird. 

10 . Ende 1970 verwalteten 12 öffentlich-rechtliche 
und 15 private Bausparkassen 9,6 Millionen Bauspar- 
verträge mit einem Vertragsvolumen von 235 Mil- 
liarden DM. Davon entfielen auf die nicht zugeteil- 
ten Bausparverträge drei Viertel der Verträge und 
zwei Drittel der Bausparsumme (Tabelle 16). Der 
durchschnittliche Vertragsbestand aller Verträge be- 
trug 24 400 DM, bei den nicht zugeteilten Verträgen 
22 700 DM, bei den zugeteilten Verträgen mehr als 
29 000 DM (Tabelle 17). Mehr als 60 v. H. der Ver- 
träge und gut 50 v. H. der Bausparsummen entfielen 
auf Arbeitnehmer (Tabelle 18). Der Anteil der Ar- 
beitnehmer am Vertragsbestand nahm in den letzten 
acht Jahren insgesamt zu, während der Anteil der 
Selbständigen, sowohl nach der Zahl der Verträge 
als auch nach dem Bausparvolumen, ständig zurück- 
ging. Das ist u. a. eine Folge des Rückgangs der Zahl 
der Selbständigen sowie wohl auch der Tatsache, daß 
innerhalb der Gruppe der Selbständigen der Anteil 
derjenigen, die sich mit Wohnungseigentum be- 
reits versorgt haben, wesentlich größer ist, als in den 
übrigen Gruppen. 

11 . Der Einfluß der staatlichen Förderung auf das 
Bausparen läßt sich aber weniger an der Entwick- 
lung des Vertragsbestandes als vielmehr an der 
Entwicklung der Neuabschlüsse ablesen (Tabelle 19). 
Eindeutiger auch als beim Vertragsbestand läßt sich 
anhand der neu abgeschlossenen Verträge die stei- 
gende Beteiligung der Arbeitnehmer und der sin- 
kende Anteil der Selbständigen am Bausparen er- 
kennen (vgl. auch Tabelle 20). 

Unter vermögenspolitischen Gesichtspunkten hat das 
Wohnungsbau-Prämiengesetz somit erhebliche Be- 
deutung gewonnen. Allerdings zeigen die Ergeb- 
nisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
1969, daß die Häufigkeit des Besitzes von Bauspar- 
verträgen stärker als bei sonstigen Sparformen (mit 
Ausnahme des Wertpapiersparens) mit der. Höhe 
des Einkommens wächst. Innerhalb gleicher Ein- 
kommensgruppen ist aber z. B. das Bausparen bei 
den Arbeitern weniger verbreitet als bei den Selb- 
ständigen und Angestellten (vgl. Tabelle 21). 

12 . Nach den Ergebnissen der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1969 gab es Ende 1969 4,7 Mil- 
lionen Haushalte mit noch nicht zugeteilten Bau- 
sparverträgen. 87 v. H. dieser Haushalte hatten für 
1969 die Wohnungsbauprämie beantragt. Die rest- 
lichen 13 v. H. machten ihre Beiträge als Sonder- 
ausgaben geltend. Wie aus Tabelle 22 weiter her- 
vorgeht, weichen von diesem Gesamtdurchschnitt 


Übersicht 2 


Anteil in v. H. der Arbeitnehmer und Selbständigen 
am Neugeschäft der Bausparkassen 


Jahr 

Arbeitnehmer 

Selbständige 

Sonstige 

Ver- 

träge 

Summe 

Ver- 

träge 

Summe 

Ver- 

träge 

Summe 

1964 

64 

56 

22 

27 

14 

17 

1965 

68 

58 

19 

23 

13 

19 

1966 

64 

53 

21 

27 

15 

20 

1967 

66 

57 

18 

23 

16 

20 

1968 

67 

61 

17 

21 

16 

18 

1969 

70 

64 

14 

18 

16 

18 

1970 

75 

68 

12 

16 

13 

16 


nur die Prozentsätze der Selbständigen (66 v. H. und 
34 v. H.) sowie der Haushalte mit einem monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen von 1 800 DM und mehr 
(70 v. H. und 30 v. H.) ab. Einen Antrag auf Zusatz- 
prämie stellten nach Mitteilung der Bausparkassen- 
verbände etwa die Hälfte derjenigen Bausparer, die 
eine Prämie beantragt haben. 

13 . Angaben über die Höhe der im Jahre 1969 den 
Haushalten gezahlten Prämien nach dem Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz sowie der durch den Sonderaus- 
gabenabzug von Beiträgen an Bausparkassen erziel- 
ten Steuervergünstigungen können aus den Ergeb- 
nissen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
1969 nicht unmittelbar, sondern nur — ergänzt um 
Daten aus der Einkommensteuerstatistik sowie der 
Verbandsstatistik der Bausparkassenverbände — 
durch Schätzungen gewonnen werden. 

Für die rechnerische Aufschlüsselung der Wohnungs- 
bauprämien auf die Haushaltsgruppen nach der so- 
zialen Stellung des Haushaltsvorstandes und nach 
der Höhe des Haushaltsnettoeinkommens wurde 
dabei gemäß § 3 Abs. 1 Wohnungsbau-Prämien- 
gesetz von folgendem Zusammenhang zwischen der 
Größe des Haushalts und dem Vomhundertsatz der 
Prämie ausgegangen: 


Haushaltsgröße 

Prämie in 
v. H. der 
prämien- 
begünstigten 
Höchst- 
beträge 

Zusatz- 
prämie bei 
zu ver- 
steuernden 
Einkommen 
bis 6000/ 

12 000 
(Ledigen/ 
Verhei- 
rateten) 

1 und 2 Personen .... 

25 

1 


3 und 4 Personen .... 

27 


► 30 # /o 

5 und mehr Personen . 

30 

J 
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Bei der Ermittlung der Steuerersparnis wurden nach- 
stehende Beziehungen zwischen der Höhe des Haus- 
haltseinkommens und der Steuerersparnis unter- 
stellt: 


Monatliches Haushaltsnetto- 
einkommen von . . . bis 
unter . . . DM 

Steuerersparnis 
in v. H. (gerundet) 
der geleisteten 
Bausparbeiträge 

unter 

1 000 

20 

1 000 bis 

1 500 

23 

1 500 bis 

2 500 

29 

2 500 bis 

10 000 

32 

10 000 und 

mehr 

40 


Aufgrund dessen ergibt sich folgende Verteilung 
der Prämien und der Steuersparnis auf die sozialen 
Haushaltsgruppen : 


Übersicht 3 


Schätzung der Verteilung der Wohnungsbauprämien und der Steuerersparnis 
auf die privaten Haushalte 4 ) nach sozialen Gruppen im Jahr 1969 


Soziale Stellung des 
Haushaltsvorstandes 

Prämien nach dem Wohnungsbau- 
Prämiengesetz 

Steuerersparnis durch Sonderausgaben- 
begünstigung 

Anzahl der 
Haushalte 

Prämien 

Anzahl der 
Haushalte 

Steuerersparnis 

1000 

v. H. 

Millionen 
DM ! 

v. H. 

1000 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

Arbeiter 

1 167 

29 

471 

29 

75 

11 

20 

3 

Angestellter 

1 068 

26 

421 

26 

130 

20 

117 

14 

Beamter 

461 

n 

178 

11 

82 

12 

71 

9 

Landwirt 

228 

6 

97 

6 

19 

3 

8 

1 

Selbständiger 

488 

12 

195 

12 

306 

46 

513 

64 

Nichterwerbstätiger . . 

658 

16 

259 

16 

55 

8 

76 

9 

insgesamt 

4 069 

100 

1 621 

100 

667 

100 

805 

100 


J ) nur Haushalte, die Bausparvergünstigungen in Anspruch nahmen 
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Die Wohnungsibauprämien verteilen sich auf Ar- 
beitnehmer- und Nichtarbeitnehmerhaushalte ent- 
sprechend ihren Anteilen an der Gesamtzahl der 
Haushalte mit Bausparverträgen. Demgegenüber 
entfallen bei der Sonderausgabenbegünstigung der 
Bausparbeiträge nur 26 v. H. der Steuerersparnis 
auf die Arbeitnehmeihau^halte, obwohl ihr Anteil 
an der Gesamtzahl der privaten Haushalte 45 v. H. 
beträgt. Nahezu die Hälfte der privaten Haus- 
halte — nämlich die der Landwirte und der Selb- 
ständigen — erhalten zwei Drittel der Steuerer- 
sparnis. 

Gliedert man die privaten Haushalte nach der Höhe 
des Einkommens, ergibt sich für dasselbe Jahr fol- 
gendes Bild: 


Ähnlich wie bei der Darstellung nach sozialen 
Haushaltsgruppen zeigt Übersicht 4 bei der Prä- 
mienbegünstigung nach dem Wohnungsbau- Prä- 
miengesetz, daß auf Haushalte mit einem Netto- 
monatseinkommen unter 1500 DM rd. 70 v. H. der 
Bauspareihauähälte und der Wohnungsbauprämien 
entfallen. In der gleichen Einkommens gruppe er- 
zielen aber 35 v. H. der Haushalte, die den Sonder- 
ausgabenabzug beantragt hatten, nur einen Anteil 
von 15 v. H. der Steuererspanüs. 

Zusammenfassend läßt sich folgendes feststellen: 

Die Verteilung der Wohnungsbauprämien auf die 
bausparenden Haushalte ist sowohl in der Schich- 


übersicht 4 


Schätzung der Verteilung der Wohnungsbauprämien und der Steuerersparnis 
auf die privaten Haushalte *) nach Größenklassen des monatlichen Haushalts- 
nettoeinkommens im Jahr 1969 


Monatliches Haushalts- 
nettoeinkommen von . . . 
bis unter . . . DM 

Prämien nach dem Wohnungsbau- 
Prämiengesetz 

Steuerersparnis durch Sonderausgaben- 
begünstigung 

Anzahl der 
Haushalte 

Prämien 

Anzahl der 
Haushalte 

Steuerersparnis 

1000 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

1000 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

unter 

800 

745 

18 

275 

17 

38 

6 

8 

1 

800 bis 

1 000 

571 

14 

243 

15 

42 

6 

12 

2 

1 000 bis 

1 200 

834 

21 

292 

18 

77 

12 

44 

5 

1 200 bis 

1 500 

729 

18 

292 

18 

73 

11 

56 

7 

1 500 bis 

1 800 

500 

12 

211 

13 

88 

13 

89 

11 

1 800 bis 

2 500 

517 

13 

227 

14 

158 

23 

194 

24 

2 500 bis 

10 000 

173 

4 

81 

5 

131 

20 

225 

28 

10 000 und mehr 

* 

— 


— 

60 

9 

177 

22 

insgesamt . . . 

4 069 

100 

1 621 

100 

667 

100 

805 

100 


*) nur Haushalte, die Bausparvergünstigungen in Anspruch nahmen 
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tung nach sozialen Gruppen als auch nach Einkom- 
mensgruppen bemerkenswert gleichmäßig. Die 
Verteilung der Steuerersparnis nach § 10 Einkom- 
mensteuergesetz auf die bausparenden Haushalte 
ist hingegen ungleichmäßig. Sie kommt den höheren 
Einkommensschichten und den selbständigen Haus- 
halten stärker zugute als den übrigen Bausparern. 
Beide Feststellungen beziehen sich indessen nur auf 
die Haushalte, die die Bausparförderung in An- 
spruch nehmen. Sie ändern also nichts an dem in 
Tz. 1 1 dargelegten Sachverhalt, wonach die höheren 
Einkommensschichten häufiger Bausparverträge be- 
sitzen und damit zugleich die Bausparförderung 
stärker in Anspruch nehmen als die unteren und 
mittleren Einkommensschichten. 

Die für das Jahr 1969 auf der Grundlage der Er- 
gebnisse der Einkommen- und Verbrauchsstichprobe 
1969 vor genommene Schichtung der Bausparver- 
günstigung vermag schließlich nicht aufzuzeigen, 
inwieweit die begünstigten Bausparer in dem glei- 
chen Jahr neben der Bausparvergünstigung auch 
die Sparförderung nach dem Spar-Prämiengesetz in 
Anspruch genommen haben. Diese kumulierte In- 
anspruchnahme der Sparförderungsmaßnahmen ist 
auch nach Einführung des Kumulierungs Verbotes 
möglich, wenn die geförderten Spar- und Bauspar- 
verträge vor dem Inkrafttreten dieser gesetzlichen 
Änderung abgeschlossen worden sind. 

Im übrigen gelten die Schätzungen nur für das Jahr 
1969, in dem die Prämienausgaben und Steuermin- 
dereinnahmen — nach dem Jahr der Sparleistung — 
2,4 Milliarden DM betrugen. Es kann nicht unter- 
stellt werden, daß für die gesamte Zeit von 1949 
bis 1971, in der die gesamten Leistungen des Staates 
— nach dem Jahr der Sparleistung — 25,6 Milliar- 
den DM betrugen (siehe oben Übersicht 1), diese 
Verteilungsstrukturen Vorgelegen haben, weil, wie 
bereits dargestellt, u. a. der Anteil der Arbeitneh- 
mer am Bausparen ständig zugenommen hat. 


3. Gesetze zur Förderung der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer 

14. Die Sparförderungsgesetze hatten das Ziel, den 
Sparwillen breiter Bevölkerungsschichten durch 
Prämien und Steuervergünstigungen anzuregen. In 
den 50er Jahren wurde ein überzeugender Erfolg 
dieser Gesetze jedoch nicht sichtbar. Durch das Ge- 
setz zur Förderung der Vermögensbildung der Ar- 
beitnehmer vom 21. Juli 1961 sollte daher erstmals 
vor allem die Sparfähigkeit der Arbeitnehmer durch 
lohnsteuer- und sozialabgabenfreie vermögenswirk- 
same Leistungen des Arbeitgebers bis zu 312 DM 
im Kalenderjahr gefördert werden. Bei den An- 
lagevorschriften knüpfte das Gesetz an bereits 
bestehende Sparförderungsvorschriften (Spar-Prä- 
miengesetz, Wohnungsbau-Prämiengesetz, Nenn- 
kapitalgesetz) an, ermöglichte aber außerdem die 
unmittelbare Anlage zum Eigenheimbau und Arbeit- 
nehmerdarlehen an den Arbeitgeber. 

Die praktische Bedeutung des Gesetzes war gering, 
nicht zuletzt deshalb, weil das vermögenswirksame 
Sparen tarifvertraglich nicht vereinbart werden 


konnte. So sparten 1964, also im letzten Jahr vor 
der Novellierung des Gesetzes, nur 380 000 Arbeit- 
nehmer Vermögens wirksam (vgl. Tabelle 23). 

15- Durch das Zweite Vermögensbildungsgesetz 
vom 5. Mai 1965 wurde es möglich, vermögenswirk- 
same Leistungen auch tarifvertraglich zu vereinba- 
ren. Ferner wurde der Arbeitgeber gesetzlich ver- 
pflichtet, auf Antrag des Arbeitnehmers Teile des 
Arbeitslohnes vermögenswirksam anzulegen. Der 
Kreis der Begünstigten wurde erweitert um die Ar- 
beitnehmer des öffentlichen Dienstes sowie Beamte, 
Richter, Berufsoldaten und Soldaten auf Zeit. 

Ende 1969 ließen 4,7 Millionen Arbeitnehmer Teile 
ihres Arbeitslohnes durch ihren Arbeitgeber ver- 
mögenswirksam anlegen. Dagegen erhielten nur 
knapp 1 Million Arbeitnehmer vermögenswirksame 
Leistungen auf Grund eines Tarifvertrages. Diese 
Zahl ist angesichts der Gesamtzahl von damals etwa 
22 Millionen Arbeitnehmern vergleichsweise niedrig. 

16. Auch das Gesetz zur Änderung des Zweiten 
Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer vom 3. September 1969 (Einschrän- 
kung der Nachteile beim Kranken- und Arbeitslosen- 
geld, Nichtanrechnung von 312/468 DM vermögens- 
wirksamer Leistungen auf die begünstigten Höchst- 
beträge nach dem Spar-Prämiengesetz und dem 
Wohnungsbau-Prämiengesetz, Erhöhung der Steuer- 
vergünstigung für Arbeitgeber von 800 auf 3 000 DM 
im Jahr) konnte die Tarifparteien nicht veranlassen, 
verstärkt Tarifverträge über vermögenswirksame 
Leistungen abzuschließen. 

17. Das änderte sich erst, nachdem die Bundes- 
regierung am 26. Februar 1970 den Entwurf des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes beschlossen 
hatte. Auch hatten die Tarifverträge über vermö- 
genswirksame Leistungen im öffentlichen Dienst am 
28. Januar 1970, die auf Initiative der Bundesregie- 
rung zustande gekommen waren, eine deutliche 
Signalwirkung. 

Im einzelnen brachte das Dritte Vermögensbildungs- 
gesetz folgende wichtige Änderungen: 

— Die grundlegende Umstellung des Förderungs- 
systems von der bisherigen Lohnsteuer- und So- 
zialabgabenbefreiung auf die Zahlung einer Ar- 
beitnehmer-iSparzulage von 30 v. H. des ange- 
legten Betrages trägt stärker den Interessen der 
Bezieher niedriger Einkommen Rechnung. Grö- 
ßere Familien mit drei und mehr Kindern erhal- 
ten die erhöhte Sparzulage von 40 v. H. Die 
sozialen Mängel der beiden vorangegangenen 
Gesetze wurden dadurch beseitigt. Die Lohn- 
steuerfreiheit führte nämlich dazu, daß mit wach- 
sendem Einkommen und damit steigendem 
Steuersatz die Vorteile für den einzelnen Arbeit- 
nehmer Zunahmen. Wer auf Grund seines gerin- 
gen Einkommens keine Lohnsteuer zu zahlen 
hatte, konnte aus der bisherigen Regelung in- 
soweit keinen Nutzen ziehen. Die Befreiung ver- 
mögenswirksamer Leistungen von der Beitrags- 
pflicht für die Sozialversicherung führte zugleich 
zu verringerten Rentenansprüchen und trotz der 
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Novelle von 1969 zu verminderten Ansprüchen 
gegen die gesetzliche Krankenversicherung und 
die Arbeitslosenversicherung. 

— Die Erhöhung des begünstigten Betrages auf 
624 DM stellt eine Anpassung an die Lohn- und 
Gehaltsentwicklung des letzten Jahrzehnts dar. 

— Auch durch die Einführung einer Einkommens- 
grenze wird das Gesetz stärker auf die unteren 
und mittleren Einkommensschichten ausgerichtet. 
Die Grenze liegt bei 24 000 DM zu versteuerndem 
Einkommensbetrag im Kalenderjahr, für zusam- 
menveranlagte Ehegatten bei 48 000 DM. Wer 
diese Grenze übersteigt, verliert damit seinen 
Anspruch auf Zahlung der Arbeitnehmer-Spar- 
zulage. Auch erhöht sich bei ihm nicht mehr der 
nach den Prämiengesetzen begünstigte Höchst- 
betrag um die vermögenswirksame Leistung bis 
zu 624 DM im Jahr. 

— Die Einbeziehung von bestimmten Lebensver- 
sicherungsverträgen in den Anlagekatalog des 
Gesetzes erweitert die Anlagemöglichkeiten, un- 
ter denen die Arbeitnehmer frei wählen können. 

18 . Im Jahre 1970 erhielten etwa 7,6 Millionen 
Arbeitnehmer auf Grund eines Tarifvertrages (Be- 
amte auf Grund eines Gesetzes) Vermögens wirk- 
same Leistungen. Ende 1970 hatten ca. 12,1 Mil- 
lionen Arbeitnehmer von den Vorteilen der Ver- 
mögensbildungsgesetze Gebrauch gemacht. Nach den 
Anfang 1971 insbesondere im öffentlichen Dienst 
(Wegfall der 1 000 DM-Einkommensgrenze) und im 
Mai 1971 in der Bauwirtschaft in Kraft getretenen 
Vorschriften über Vermögens wirksame Leistungen 
nutzten Ende 1971 schätzungsweise 14,5 Millionen 
Arbeitnehmer die Vorteile des Dritten Vermögens- 
bildungsgesetzes, davon etwa 10 Millionen auf 
Grund eines Tarifvertrages (Beamte auf Grund eines 
Gesetzes). Somit hat die Vermögensbildung über den 
Tarifvertrag eine erhebliche praktische Bedeutung 
gewonnen. 

19 . Eine Untersuchung des Instituts für Sozialfor- 
schung und Sozialwirtschaft in Saarbrücken aus dem 
Jahre 1970 hat ergeben, daß bei der Hälfte der Ar- 
beitnehmer, die vermögenswirksame Leistungen des 
Arbeitgebers freiwillig aufstockten, die tarifliche 
Leistung des Arbeitgebers der entscheidende Anstoß 
dazu war. Unter diesen Arbeitnehmern waren vor 
allem die unteren Einkommensgruppen relativ stär- 
ker vertreten. Tarifverträge über vermögenswirk- 
same Leistungen wirken somit offensichtlich als Ini- 
tialzündung für das langfristige Sparen über die 
tariflichen Leistungen hinaus, und dies insbesondere 
bei den unteren Einkommensgruppen der Arbeit- 
nehmer. 

20 . Weitere Aufschlüsse über die Beziehungen 
zwischen der Inanspruchnahme der Möglichkeiten 
des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes und der 
sozialen Stellung und den Einkommensverhältnissen 
der Arbeitnehmer liegen für Ende 1969 vor. Auf 
Grund der Ergebnisse der Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe 1969 (siehe Tabellen 24 bis 30) 
ergibt sich für Ende 1969 folgendes Bild: 


— In allen sozialen Haushaltsgruppen gab es Haus- 
haltsmitglieder, die als Arbeitnehmer von den 
Vergünstigungen des Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetzes Gebrauch machten, und zwar in 
mehr als 50 v. H. der Beamten- und Angestell- 
tenhaushalte, in 37 v. H. der Arbeiterhaushalte, 
in 14 v. H. der Selbständigenhaushalte und in 
knapp 10 v. H. der Haushalte von Landwirten 
und Nichterwerbstätigen. Insgesamt gesehen 
wurde in 29 v. H. aller privaten Haushalte ver- 
mögenswirksam gespart. 

— In 45 v. H. der Arbeitnehmerhaushalte mit ver- 
mögenswirksamen Sparanlagen war ein Arbeiter, 
in 40 v. H. ein Angestellter und in 15 v. H. ein 
Beamter Haushaltsvorstand. 

— Die Gliederung der Arbeitnehmerhaushalte nach 
der Höhe des Haushaltseinkommens läßt erken- 
nen, daß die Beteiligung am vermögenswirk- 
samen Sparen mit steigendem Haushaltseinkom- 
men zunahm (vgl. auch die Ergebnisse der Lohn- 
steuerstatistik 1968 in Tabelle 31). Diese Fest- 
stellung trifft zu sowohl für die Haushalte von 
Arbeitern, als auch für die Angestellten- und Be- 
amtenhaushalte. Bei den Arbeitern waren es die 
Haushalte mit einem Monatseinkommen unter 
800 DM, bei den Angestellten und Beamtenhaus- 
halten die mit weniger als 1 200 DM Monatsein- 
kommen, die sich, gemessen an ihrem Anteil an 
der Gesamtzahl aller Haushalte, unterdurch- 
schnittlich am 312 DM-Sparen beteiligten. 

— * Unter den Anlageformen (siehe Tabellen 32 bis 
38) dominierte die Anlage nach dem Spar-Prä- 
miengesetz. Auf sie entfielen drei Fünftel der 
Verträge aller Haushalte. Mehr als ein Drittel 
der Verträge wurde im Hinblick auf das Eigen- 
heim oder die eigene Wohnung abgeschlossen 
(Anlage nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 
und zum Bau und zur Entschuldung von Eigen- 
heimen u. ä.). Die restlichen 4 v. H. der Verträge 
entfielen auf Sparkombinationen (z. B. Anlage 
nach dem Spar-Prämiengesetz und dem Woh- 
nungsbau-Prämiengesetz). Mit steigendem Ein- 
kommen wurden von den Arbeitnehmern die 
Anlagen im Hinblick auf den Immobilienerwerb 
bevorzugt. Die Anlage nach dem Spar-Prämien- 
gesetz nahm dagegen verhältnismäßig ab. Bei 
den Haushalten der Selbständigen und Nicht- 
erwerbstätigen ist eine eindeutige Tendenz die- 
ser Art nicht festzustellen. 

21 . Die Ergebnisse der Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe 1969 haben gezeigt, daß die staat- 
lichen Leistungen zur Förderung der Ersparnis- und 
Vermögensbildung von den Beziehern höherer Ein- 
kommen stärker in Anspruch genommen wurden 
als von den Beziehern kleiner und mittlerer Einkom- 
men. Um die Förderung gezielt auf diese Einkom- 
mensgruppen abzustellen, ergibt sich somit die Not- 
wendigkeit, Einkommensgrenzen einzuführen, inner- 
halb derer das Sparen gefördert wird. Insoweit ist 
u. a. durch die Einführung einer Einkommensgrenze 
die „Treffsicherheit" des Dritten Vermögensbil- 
dungsgesetzes erhöht worden. 
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III. Sonstige Maßnahmen zur Förderung der 
Ersparnis- und Vermögensbildung 

1. Steuerliche Begünstigung des 
Versicherungssparens 

22 . Nach § 10 Einkommensteuergesetz können 

Steuerpflichtige auch Versicherungsbeiträge als 
Sonderausgaben vom Gesamtbetrag der Einkünfte 
abziehen. Vor Geltendmachung der Sonderausgaben 
steht für Versicherungsbeiträge ein besonderer Frei- 
betrag von 1000 DM für den Steuerpflichtigen und 
weitere 1000 DM für den Ehegatten zur Verfügung 
(sogenannte Vorweg äbzug für Versicherungsbei- 
träge). Bei Arbeitnehmern, für die der Arbeitgeber 
Beiträge an die gesetzliche Rentenversicherung 
zahlt, werden diese Beträge allerdings um die Ar- 
beitgeberbeiträge gekürzt (siehe Übersicht 5). 

Auch bei der steuerlichen Begünstigung des Ver- 
sicherungssparens gilt das zur Steuerbegünstigung 
der Bausparbeiträge bereits Gesagte, daß nämlich 
die Vergünstigungen um so größer sind, je höher 
das Einkommen ist. 

23 . Mitte 1971 (Tabelle 39) bestanden bei 98 Le- 
Lebensversicherungsunternehmen unter der Auf- 
sicht des Bundes und der Länder 58 Millionen Ver- 
sicherungsverträge mit einer versicherten Summe 
von 263 Mrd. DM. 98 v. H. der Verträge und 95 v. H. 
der versicherten Summe entfielen auf Kapital- 


Lebensversicherungen. In diesen Verträgen ist die 
einmalige Zahlung der versicherten Summe verein- 
bart. Von den Kapital-Lebensversicherungen entfie- 
len ein Drittel der Verträge und mehr als drei Vier- 
tel der versicherten Summe (Tabelle 40) auf Groß- 
lebens-Einzelversicherungen, also auf Verträge mit 
einer versicherten Summe von z. Z. mehr als 3000 
DM. Die Hälfte der Verträge mit jedoch nur 10 v. H. 
der versicherten Summe entfiel auf Kleinlebensver- 
sicherungen, wie z. B. Sterbegeldversicherungen. 

Das Versicherungssparen gehört zu den bevorzug- 
ten Sparformen der privaten Haushalte. Nach den 
Ergebnissen der Einkommens- und Verbrauchsstich- 
probe 1969 (Tabellen 41 und 42) hatten Ende 1969 
mehr als drei Viertel aller privaten Haushalte 
Lebensversicherungsverträge abgeschlossen. Von 
diesen verfügten 42 v. H. über Verträge bis zu 
3000 DM, die lediglich die Funktion eines Not- 
groschens oder einer Finanzreserve haben. Die Ver- 
sicherungsverträge mit höheren versicherten Sum- 
men dienen verschiedenen Zwecken, vornehmlich 
der Sicherung des Alters (z. B. bei den Angestellten 
und den Selbständigen). Sowohl die Häufigkeit des 
Besitzes von Lebensversicherungsverträgen als auch 
die Höhe der versicherten Summen nimmt mit stei- 
gendem Einkommen zu. 

24 . Der statistische Nachweis, welchen Einkom- 
mensschichten die steuerliche Begünstigung des Ver- 
sicherungssparens zugute kommt, ist aus den weiter 
unten, in Tz. 31 genannten Gründen nicht möglich. 


Übersicht 5 


Steuerpflichtige 

unter 50 Jahren 

von 50 Jahren an 

Familienstand 

ledig | 


verheiratet 


ledig | 


verheiratet 


Kinder 

- i 

— 

i i 

2 1 

3 I 

*) 

- i 

— 

i i 

2 J 

3 1 

*) 

voll abzugsfähig 













Sonder- 
freibetrag .... 

1 000 

2 000 

2 000 

2 000 

2 000 

— 

1 000 

2 000 

2 000 

2 000 

2000 

— 

Höchstbetrag . . 

1 100 

2 200 

2 700 

3 200 

3 700 

500 

2 200 

4 400 

5 400 

6400 

7400 

1 000 

zur Hälfte 

abzugsfähig . . 

1 100 

2 200 

2 700 

3 200 

3 700 

500 

2 200 

4 400 

5 400 

6400 

7 400 

1 000 

Beitrags- 
leistungen . . . 

3 200 

6 400 

7 400 

8 400 

9 400 

1 000 

5 400 

10800 

12800 

14800 

18800 

2 000 

davon 

im Höchstfall 
abzugsfähig . . 

2 650 

5 300 

6 050 

6 800 

7 550 

750 

4 300 

8 600 

10100 

11600 

13100 

1 500 


*) für jedes weitere Kind 
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2. Ausgabe von Volksaktien 

25. Die Bundesregierung hat in drei Aktionen 
wesentliche Teile des industriellen Bundesvermö- 
gens durch die breitgestreute Ausgabe klein ge- 
stückelter Aktien an einkommensschwächere Bevöl- 
kerungskreise zu günstigen Bedingungen verkauft. 

Als erstes Unternehmen wurde im Jahr 1959 die 
Preußische Bergwerks- und Hütten AG (Preußag) 
privatisiert. Verkauft wurden nominal 30 Millionen 
DM junger Aktien sowie 51 Millionen DM alter 
Aktien. Der Ausgabekurs lag an der unteren Grenze 
des kaufmännisch vertretbaren Bewertungsrahmens 
und war als „sozialer Ausgabekurs “ zu bezeichnen. 
Ein besonderer Sozialrabatt wurde nicht gewährt. 
Bezugsberechtigt waren Personen, deren zu ver- 
steuerndes Einkommen 16 000 DM im Jahr nicht 
überschritt, ausgenommen Belegschaftsmitglieder. 
Die Zahl der Ersterwerber von Preußag- Aktien be- 
trug 216 1 19 Personen. 

Danach wurde das Volkswagenwerk durch Gesetz 
vom 21. Juli 1960 privatisiert. Von dem nominal 
600 Millionen DM betragenden Grundkapital wur- 
den 360 Millionen DM als Volksaktion verkauft. 
Auf den Ausgabekurs wurde ein Sozialrabatt ge- 
währt, der entsprechend dem Einkommen und der 
Kinderzahl von 10 v. H. bis 25 v. H. gestaffelt war. 
Der Bezieherkreis war auf Personen beschränkt, 
deren zu versteuerndes Jahreseinkommen 8000 DM 
bei Unverheirateten und 16 000 DM bei Verheirate- 
ten nicht überschritt. Insgesamt wurden VW-Aktien 
an 1 547 503 Ersterwerber veräußert. 

Die letzte Privatisierungsaktion fand im Jahre 1965 
statt. Verkauft wurden nominal 375 Millionen DM 
junger Aktien sowie 153 Millionen DM alter Aktien 
der Vereinigten Elektrizität s- und Bergwerke AG 
(VEBA). Der Ausgabekurs lag an der unteren Grenze 
der Bewertungsgutachten und wurde aufgrund so- 
zialer Erwägungen bestimmt. Ein Sozialrabatt wurde 
nicht gewährt. Zeichnungsberechtigt waren Perso- 
nen, deren zu versteuerndes Jahreseinkommen bei 
Unverheirateten 14 000 DM und bei Verheirateten 
28 000 DM nicht überschritt (Belegschaftsmitglieder 
wiederum ausgenommen). Zugeteilt wurde insge- 
samt an 2 602 600 Ersterwerber. 

26. In der Zusammensetzung des Käuferkreises der 
verschiedenen Emissionen (Tabelle 43) fällt der hohe 
Anteil der Angestellten auf, die neben den Beamten, 
den freiberuflich Tätigen, den Lehrlingen, Schülern 
und Studenten unter den Erstzeichnern stärker ver- 
treten sind, als ihrem Anteil an der Gesamtbevölke- 
rung entspricht. Auch der Anteil der Hausfrauen an 
der Zahl der Ersterwerber ist mit rd. 25 v. H. sehr 
hoch. Da in den Erhebungen bei der Preußag- und 
der VW-Aktion der Beruf des Ehemannes nicht er- 
faßt worden ist, läßt die Angabe „Hausfrau" in die- 
sen Fällen allerdings keine Rückschlüsse auf die 
soziale Stellung des Haushaltsvorstandes zu. Da- 
gegen wurde anläßlich der VEBA-Privatisierung 
nicht nur bei den Hausfrauen, sondern auch bei den 
Lehrlingen, Schülern und Studenten der Beruf des 
Ernährers miterfaßt. Es hat sich gezeigt, daß von den 
fast 700 000 Hausfrauen, die Kaufanträge gestellt 


hatten, 27 v. H. Arbeiter-, dagegen 58 v. H. Ange- 
stellten- und Beamtenehefrauen waren. Von den 
fast 190 000 Lehrlingen, Schülern und Studenten 
entstammten 13 v. H. Arbeiter-, dagegen 61 v. H. 
Angestellten- und Beamtenfamilien. 

27. Nach den Ergebnissen der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1969 besaßen Ende 1969 durch- 
schnittlich 72 v. H. aller privaten Haushalte mit 
Aktienbesitz Volksaktien. Wie aus Tabelle 44 wei- 
ter hervorgeht, ist der Besitz von Volksaktien bei 
den unteren und mittleren Einkommensschichten so- 
wie in Beamten- und Nichterwerbstätigenhaushalten 
relativ häufiger anzutreffen als bei den übrigen 
Haushaltsgruppen. 

Allerdings hat die Einkommens- und Verbrauchs- 
stichprobe 1969 auch ergeben, daß 54 v. H. der Un- 
selbständigenhaushalte mit Aktienbesitz auch 1969 
noch ausschließlich Volksaktien besaßen und trotz 
des beträchtlichen Anstiegs der privaten Ersparnisse 
in diesen Jahren keine anderen Aktien hinzugekauft 
haben. 

Ein Teil der neuen Aktionäre trennte sich in der 
Zwischenzeit wieder von diesen Aktien: 1968 be- 
fanden sich schätzungsweise noch 45 v. H. der 
Preußag-Aktien und 42 v. H. der VW-Aktien und 
Ende 1970 etwa 46 v. H. der VEBA-Aktien in den 
Händen der Ersterwerber. 


3. Bundesschatzbrief 

28. Die Bundesregierung hat Anfang 1969 den Bun- 
desschatzbrief als neuen Wertpapiertyp auf den 
Markt gebracht. Damit war eine Anlageform geschaf- 
fen, die zwischen dem Sparkonto und der öffenlichen 
Anleihe steht und die den Sparer anregen soll, über 
das Kontensparen hinaus einen Teil seiner Erspar- 
nisse zinsgünstiger in einem besonderen Wertpapier 
anzulegen. 

Der Bundesschatzbrief ist bei einer Laufzeit von 
sechs oder sieben Jahren mit einer von Jahr zu Jahr 
wachsenden Verzinsung ausgestattet. Dadurch soll 
der Sparer angereizt werden, den Schatzbrief mög- 
lichst über die ganze Laufzeit zu halten. Der Sparer 
geht beim Kauf kein Kursrisiko wie bei einer An- 
leihe ein, weil der Bundesschatzbrief bereits nach 
Ablauf eines Jahres zum Kurs von 100 Prozent zu- 
rückgegeben werden kann. 

Das Ziel, den privaten Sparer anzusprechen, kommt 
nicht zuletzt darin zum Ausdruck, daß juristische 
Personen und Kreditinstitute vom Ersterwerb aus- 
genommen sind. Der Bundesschatzbrief wird daher 
nur an natürliche Personen sowie an gemeinnützige, 
mildtätige und kirchliche Einrichtungen verkauft. 

Eine Befragung von Schatzbriefsparern hat ergeben, 
daß unter den Käufern, die sich in allen Bevölke- 
rungsschichten finden, Angestellte, Pensionäre und 
Beamte besonders häufig vertreten sind. Von Anfang 
1969 bis Anfang Februar 1972 wurden Bundesschatz- 
briefe im Betrag von netto 2,2 Milliarden DM abge- 
setzt. 
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4. Sonstige Leistungen zur Förderung 
des Wohnungsbaus 

29. Zu den Leistungen des Staates, die ebenfalls 
geeignet sind, die individuelle Sparfähigkeit und 
-bereitschaft zu fördern, gehören die Förderung des 
Baues von Eigenheimen und Eigentumswohnungen 
auf Grund des I. und II. Wohnungsbaugesetzes so- 
wie die steuerliche Begünstigung nach den §§ 7 b 
und 54 Einkommensteuergesetz und nach den Be- 
stimmungen über Grundsteuervergünstigung und 
Grunderwerbsteuerbefreiung (vgl. Tabelle 45). Eine 
Aufgliederung der Steuervergünstigung auf die ver- 
schiedenen Einkommensschichten ist jedoch nicht 
möglich. Denn weder die Begünstigten noch die 
Finanzverwaltungen verfügen über Aufzeichnungen, 
aus denen die absoluten Beträge der Steuerersparnis 
hervorgehen würden. 


IV. Ergebnis 

30. Die Frage, welchen Einkommensschichten die 
Vergünstigungen der staatlichen Sparförderung zu- 
gute kommen, kann aus dem vorhandenen statisti- 
schen Material nur zum Teil beantwortet werden. 
Es läßt jedoch schon soviel erkennen, daß die Lei- 
stungen der staatlichen Sparförderung in unter- 
schiedlichem Maße allen sozialen Haushaltsgruppen 
und allen Einkommensschichten zugute gekommen 
sind. Die Vergünstigungen wurden um so mehr in 
Anspruch genommen, je höher das Einkommen der 
Begünstigten war. 

Um die Mittel der staatlichen Sparförderung in Zu- 
kunft stärker als bisher auf die unteren und mitt- 
leren Einkommensschichten zu lenken, hat die Bun- 
desregierung im Rahmen ihres Steuerreformpro- 
gramms beschlossen, die Gewährung von Prämien 
von einer Einkommensgrenze abhängig zu machen 
sowie durch Abzug eines für alle gleichen Prozent- 
satzes von der Steuer die Zunahme des Steuervor- 
teils mit steigendem Einkommen zu beschneiden. Im 


übrigen sollen das Spar-Prämien- und das Woh- 
nungsbau-Prämiengesetz zusammengefaßt und die 
Sparhöchstbeträge vereinheitlicht werden. 

31. In welchem Ausmaß die staatlichen Leistungen 
zur Förderung der Ersparnis- und Vermögensbildung 
den verschiedenen Einkommensschichten zugute 
kommen, konnte nur im Fall der Förderung des Bau- 
sparens aufgrund vorhandener Statistiken geschätzt 
werden. Eine Schätzung der Verteilung der Prämien- 
ausgaben nach dem Spar-Prämiengesetz ist erst mög- 
lich, wenn aus der Einkommens- und Verbrauchs- 
stichprobe 1969 die Einzahlungen der privaten Haus- 
halte auf prämienbegünstigte Sparbücher im Jahr 
1969 bekannt sind. Diese Ergebnisse werden nicht 
vor Mitte 1972 vorliegen. Die Arbeitnehmer- Spar- 
zulage im Rahmen des Dritten Vermögensbildungs- 
gesetzes wird seit 1971 gewährt. Erste Angaben über 
ihre Verteilung auf die einzelnen Einkommens- 
schichten können daher frühestens der Lohnsteuer- 
statistik 1971 entnommen werden, deren Ergebnisse 
nicht vor 1974 zu erwarten sind. 

Die steuerliche Begünstigung des Versicherungs- 
sparens kann ebenfalls lediglich den Steuerstatisti- 
ken entnommen werden, und zwar nur die im Rah- 
men des Sonderausgabenspielraums über den 
Pauschbetrag hinaus geltend gemachten Aufwen- 
dungen der Veranlagten. Nicht dagegen nachweis- 
bar ist der Betrag der Steuererspamis. Seine Be- 
rechnung ist für die Finanzverwaltung beim Veran- 
lagungsverfahren nicht notwendig, für die privaten 
Haushalte aber in der Regel zu schwierig. 

Bei den übrigen im Bericht dargestellten Maßnah- 
men läßt sich die Höhe der staatlichen Leistungen 
zwar zum Teil abschätzen, aber nicht auf die ver- 
schiedenen Einkommensschichten aufteilen. 

Die Bundesregierung prüft daher alle Wege und 
Mittel, die Aussagekraft der vorhandenen amtlichen 
Statistiken zu verbessern, insbesondere bei der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik sowie im Frage- 
programm der Haushaltsbefragungen. 
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Steuerbegünstigter Spareinlagenbestand bei den Sparkassen 
nadi Vertragsarten 


Jahresende 9 

Allgemeine Kapital- 
ansammlungsverträge 

Kapitalansammlungs- 
verträge mit festgelegten 
Sparraten 

Kapitalansammlungs- 
verträge insgesamt 

Anzahl der 
Verträge 

Spar- 

einlagen- 

bestand 

Anzahl der 
Verträge 

Spar- 

einlagen- 

bestand 

Anzahl der 
Verträge 

Spar- 

einlagen- 

bestand 

1000 

Millionen 

DM 

1000 

Millionen 

DM 

1000 

Millionen 

DM 

1950 

30,8 

44,1 

132,9 

105,0 

163,7 

149,1 

1951 

55,9 

111,9 

148,6 

182,7 

204,6 

294,6 

1952 

114,1 

243,7 

195,1 

192,2 

309,2 

435,8 

1953 

194,5 

428,0 

247,7 

260,2 

442,2 

688,2 

1954 

285,7 

635,6 

405,4 

475,6 

691,1 

1 111,3 

1955 

271,5 

605,4 

408,6 

683,1 

680,0 

1 288,6 

1956 

335,4 

721,4 

373,6 

763,4 

709,0 

1 484,8 

1957 

407,9 

940,8 

533,8 

982,0 

941,7 

1 922,8 

1958 

564,3 

1 288,9 

379,5 

867,6 

943,8 

2 156,5 

1959 

434,9 

1 057,5 

336,5 

1 096,0 

771,4 

2 153,5 

1960 

240,1 

618,7 

273,5 

1 176,1 

513,6 

1 794,8 

Spareinlagenbestand je Vertrag in DM 

1950 

1 433 

790 

911 

1951 

2 001 

1 229 

1 440 

1952 

2 136 

985 

1 410 

1953 

2 201 

1 050 

1 556 

1954 

2 225 

1 173 

1 608 

1955 

2 230 

1 672 

1 895 

1956 

2 

151 

2 043 

2 094 

1957 

2 306 

1 840 

2 042 

1958 

2 284 

2 286 

2 285 

1959 

2 432 

3 257 

2 792 

1960 

2 577 

4 300 

3 494 


*) bis 1958 Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) ohne Saarland, ab 1959 einschließlich Saarland 
Quelle: Deutscher Sparkassen- und Giroverband e. V. 
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Tabelle 2 


Spareinlagenbestand *) nach Einlegergruppen 

in Millionen DM 


Jahresende 2 ) 

insgesamt 

Öffentliche 

Haushalte 

Wirtschafts- 

unternehmen 

Privatpersonen 3 ) 

darunter 

insgesamt Steuer- prämien- 

begünstigt 4 ) begünstigt 5 ) 

1955 

21 374 

1 666 

19 708 


2 525 

_ _ 

1956 

24 276 

1 617 

22 659 


2 917 

— 

1957 

29 388 

1 711 

27 678 


3 785 

— 

1958 

36 102 

2 114 

862 


33 127 

4 157 

— _ 

1959 

44 268 

2 893 

1 262 


40 114 

4 045 

558 

1960 

53 114 

3 852 

1 505 


47 757 

3 216 

1 408 

1961 

60 424 

4 658 

1 679 


54 087 

159 

2 554 

1962 

69 874 

5 684 

1 869 


62 321 

56 

3 977 

1963 

81 522 

6 567 

1 979 


72 977 

36 

6 026 

1964 

94 212 

7 098 

2 132 


84 983 


8 269 


Jahresende 

insgesamt 

Inländische 

öffentliche 

Haushalte 

1 

Inländische 

Unter- 

nehmen 

Inländische 

Organisa- 

tionen 

ohne 

Erwerbs- 

charakter 

Inländische 

Privatpersonen 

darunter 

insgesamt prämienbe- 
günstigt 5 ) 

Ausländer 

1964 

94 212 


9 228 


84 272 

8 269 

712 

1965 

110 677 


9 883 


99 875 

10 397 

919 

1966 

127 112 


10 391 


115 639 

12 786 

1 082 

1967 

144 672 


11 601 


131 827 

15213 

1 244 

1968 

166 110 

7 797 

2 933 

2 392 

151 438 

17 355 

1 550 

1969 

186 017 

8 105 

2 970 

3 027 

170 107 

18 777 

1 808 

1970 

205 440 

7 521 

2 750 

3 285 

189 935 

20 239 

1 949 

1971 p) 

232 478 

7 122 

3 055 

3 767 

216 340 

22 731 

2 194 


*) Spareinlagenbestand der Nichtbanken bei allen Banken 

2 ) bis 1959 Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) ohne Saarland, ab 1960 einschließlich Saarland 

3 ) als Differenz zwischen den Spareinlagen insgesamt und den Spareinlagen der öffentlichen Haushalte, ab 1958 der 
öffentlichen Haushalte und der Wirtschaftsunternehmen errechnet 

4 ) wegen Geringfügigkeit ab Juli 1964 nicht mehr erfragt 

5 ) auf Grund des Spar-Prämiengesetzes 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 3 


Private Haushalte *) mit prämienbegünstigten Sparbüchern 
nach der sozialen Stellung des Haushaltsvorstandes und der Höhe 
der prämienbegünstigten Sparguthaben am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 





Von jeweils 100 Haushalten mit prämienbegünstigten Sparbüchern 


Haushalte 


verfügten . . . über prämienbegünstigte Sparguthaben 








von . . . bis unter . . . DM 




Soziale Stellung 
des Haushalts- 

ins- 

darunter mit 










Vorstandes 

Prämien- 

unter 

500 

1000 

1500 

2000 

3000 

4000 

5000 

10 000 

gesamt 

begünstigten 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

und 



Sparbüchern 

500 

1000 

1500 

2000 

3000 

4000 

5000 

10 000 

mehr 


1000 |v. H. 2 ) 










Arbeiter 

6 333 

2 523 39,8 

19 

17 

16 

11 

13 

8 

7 

10 

(i) 

Angestellter 

3 591 

1 975 55,0 

12 

14 

13 

10 

13 

11 

9 

17 

2 

Beamter 

1 241 

652 52,5 

12 

12 

12 

10 

16 

11 

8 

17 

(2) 

Landwirt 3 ) 

785 

242 30,8 

(9) 

(12) 

(16) 

(13) 

(13) 

(12) 

(8) 

14 

/ 

Selbständiger 4 ) 

1 634 

642 39,3 

10 

11 

14 

8 

13 

10 

9 

21 

4 

Nichterwerbs- 

tätiger 

6 951 

1 912 27,5 

11 

13 

18 

11 

13 

10 

8 

14 

2 

insgesamt . . . 1 

20 545 

7 946 38,7 

14 

14 

15 

10 

13 

10 

8 

14 

2 


1) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten sowie ohne Haushalte mit einem monat- 
lichen Haushaltsnettoeinkommen von 10 000 DM und mehr 

2 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

3 ) einschließlich der Haushalte mit überwiegendem Einkommen aus landwirtschaftlichem Betrieb 

4 ) Gewerbetreibender, freiberuflich Tätiger 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 4 


Private Haushalte l ) mit prämienbegünstigten Sparbüchern 
nach monatlichem Haushaltsnettoeinkommen und der Höhe 
der prämienbegünstigten Sparguthaben am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 







Von jeweils 100 Haushalten mit prämienbegünstigten Sparbüchern 1 



Haushalte 



verfügten . . . über prämienbegünstigte Sparguthaben 


Monatliches 







von . . . bis unter . . . DM 




Haushalts- 

nettoeinkommen 

ins- 

gesamt 

darunter mit 










von . . 
unter . . . 

bis 

DM 2 ) 

prämien- 

begünstigten 

Sparbüchern 

unter 

500 

500 

bis 

1000 

bis 

1500 

bis 

2000 

bis 

3000 

bis 

4000 

bis 

5000 

bis 

10 000 
und 




1000 

1500 

2000 

3000 

4000 

5000 

10 000 

mehr 



1000 | 

v. H. 3 ) 







unter 

600 

4 570 

897 

19,6 

16 

16 

23 

10 

12 

10 

(5) 

(8) 

/ 

600 bis 

800 

3 575 

1 247 

34,9 

18 

17 

17 

10 

14 

9 

7 

9 

/ 

800 bis 

1 000 

3 041 

1 241 

40,8 

17 

15 

16 

11 

13 

10 

7 

10 

(i) 

1 000 bis 

1 200 

2 840 

1 266 

44,6 

14 

15 

16 

11 

13 

9 

8 

13 

(i) 

1 200 bis 

1 500 

2 242 

1 119 

49,9 

12 

14 

13 

11 

13 

10 

9 

16 

(2) 

1 500 bis 

1 800 

1 545 

842 

54,5 

10 

12 

13 

10 

15 

11 

9 

20 

(2) 

1 800 bis 

2 500 

1 450 

817 

56,3 

8 

10 

11 

9 

14 

10 

11 

23 

(4) 

2 500 bis 

10 000 

498 

276 

55,4 

(8) 

(10) 

(9) 

(7) 

(11) 

(9) 

(9) 

30 

(?) 

insgesamt . . . 

19 760 

7 705 

39,0 

14 

14 

15 

10 

13 

10 

8 

14 

2 


*) ohne Haushalte von Landwirten und Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle- 5 


Private Haushalte von Arbeitern 1 ) 
mit prämienbegünstigten Sparbüchern 
am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 






Von jeweils 100 Haushalten mit prämienbegünstigten Sparbüchern 


Haushalte 



verfügten . . . über prämienbegünstigte Sparguthaben 


Monatliches 







von . . . bis unter . . . DM 




Haushalts- 

nettoeinkommen 

ins- 

gesamt 

darunter mit 










von . . . bis 
unter . . . DM 2 ) 

prämien- 

begünstigten 

Sparbüchern 

unter 

500 

500 

bis 

1000 

bis 

1500 

bis 

2000 

bis 

3000 

bis 

4000 

bis 

" 5000 
bis 

10 000 
und 



1000 

1500 

2000 

3000 

4000 

5000 

10 000 

mehr 


1000 1 

V. H. 3 ) 










unter 800 

2 260 

709 

31,4 

22 

18 

18 

10 

11 

(7) 

(4) 

( 7) 

/ 

800 bis 1 000 

1 498 

606 

40,5 

21 

17 

14 

11 

13 

9 

(6) 

8 

/ 

1 000 bis 1 200 

1 141 

481 

42,2 

18 

16 

16 

12 

12 

8 

(7) 

9 

/ 

1 200 bis 1 500 

j 

781 

369 

47,2 

17 

17 

14 

( 9) 

13 

(9) 

(8) 

12 

/ 

1 500 bis 1 800 

i 

398 

209 

52,5 

(14) 

(17) 

(14) 

( 9) 

(16) 

(8) 

(8) 

(14) 

/ 

1 800 bis 10 000 

256 

148 

57,8 

/ 

/ 

(18) 

/ 

(14) 

/ 

/ 

(12) 

/ 

insgesamt . . . 

6 333 

2 523 

39,8 

19 

17 

16 

11 

13 

8 

7 

10 

(i) 


9 ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 6 


Private Haushalte von Angestellten 1 ) 
mit prämienbegünstigten Sparbüchern 
am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 






Von jeweils 100 Haushalten mit prämienbegünstigten Sparbüchern 


Haushalte 



verfügten . . . über prämienbegünstigte Sparguthaben 


Monatliches 







von . . . 

bis unter . . . DM 




Haushalts- 

nettoeinkommen 

ins- 

gesamt 

darunter mit 










von . . . bis 
unter . . . DM 2 ) 

prämien- 

begünstigten 

Sparbüchern 

unter 

500 

500 

bis 

1000 

bis 

1500 

bis 

2000 

bis 

3000 

bis 

4000 

bis 

5000 

bis 

10 000 
und 



1000 

1500 

2000 

3000 

4000 

5000 

10 000 

mehr 


1000 I 

v. H. 3 ) 





unter 800 

569 

273 

48,0 

(14) 

19 

(17) 

(10) 

(15) 

(ii) 

(6) 

(6) 

/ 

800 bis 1 000 

523 

259 

49,5 

15 

15 

19 

(11) 

(12) 

(ii) 

(6) 

(10) 

/ 

1 000 bis 1 200 

689 

364 

52,8 

14 

15 

13 

10 

14 

11 

9 

14 

/ 

1 200 bis 1 500 

661 

376 

56,9 

12 

13 

12 

12 

13 

9 

10 

17 

/ 

1 500 bis 1 800 

491 

304 

61,9 

! (9) 

11 

11 

11 

13 

13 

(9) 

24 

/ 

1 800 bis 10 000 

658 

398 

60,5 

(?) 

10 

10 

9 

13 

10 

11 

26 

(4) 

insgesamt . . . 

3 591 

1 975 

55,0 

12 

14 

13 

10 

13 

11 

9 

17 

2 


*) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 7 


Private Haushalte von Beamten 1 ) 
mit prämienbegünstigten Sparbüchern 
am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches 
Haushalts- 
nettoeinkommen 
von . . . bis 
unter . . . DM 2 ) 

Haushalte 

Von jeweils 100 Haushalten mit prämienbegünstigten Sparbüchern 
verfügten . . . über prämienbegünstigte Sparguthaben 
von . . . bis unter . . . DM 

ins- 

gesamt 

darunter mit 
prämien- 
begünstigten 
Sparbüchern 

unter 

500 

500 

bis 

1000 

1000 

bis 

1500 

1500 

bis 

2000 

2000 

bis 

3000 

3000 

bis 

4000 

4000 

bis 

5000 

5000 

bis 

10 000 

10 000 
und 
mehr 

1000 1 

v. H. 3 ) 

unter 800 

109 

48 

44,0 

(19) 

(21) 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

800 bis 1 000 

166 

77 

46,4 

(18) 

(14) 

(14) 

(10) 

(17) 

(13) 

/ 

/ 

/ 

1 000 bis 1 200 

242 

116 

47,9 

(16) 

(16) 

(14) 

( 9) 

(17) 

(10) 

( 6) 

(12) 

/ 

1 200 bis 1 500 

254 

134 

52,8 

(11) 

(13) 

(11) 

(12) 

(16) 

(14) 

( 6) 

16 

/ 

1 500 bis 1 800 

203 

116 

57,1 

( 9) 

( 8) 

(11) 

( 8) 

(18) 

(10) 

( 9) 

24 

/ 

1 800 bis 10 000 

266 

161 

60,5 

( 9) 

( 9) 

( 9) 

( 7) 

13 

(10) 

(12) 

27 

(3) 

insgesamt . . . 

1 241 

652 

52,5 

12 

12 

12 

10 

16 

11 

8 

17 

(2) 


*) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 8 


Private Haushalte von Selbständigen 1 ) 
mit prämienbegünstigten Sparbüchern 
am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches 
Haushalts- 
nettoeinkommen 
von . . . bis 
unter . . . DM 2 ) 

Haushalte 

Von jeweils 100 Haushalten mit prämienbegünstigten Sparbüchern 
verfügten ... über prämienbegünstigte Sparguthaben 
von . . . bis unter . . . DM 

ins- 

gesamt 

darunter mit 
prämien- 
begünstigten 
Sparbüchern 

unter 

500 

500 

bis 

1000 

1000 

bis 

1500 

1500 

bis 

2000 

2000 

bis 

3000 

3000 

bis 

4000 

4000 

bis 

5000 

5000 

bis 

10 000 

10 000 
und 
mehr 

1000 | 

v. H. 3 ) 

unter 800 

284 

84 

29,6 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

800 bis 1 000 

158 

49 

31,0 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

1 000 bis 1 200 

221 

77 

34,8 

/ 

/ 

/ 

/ 

(16) 

/ 

/ 

(20) 

/ 

1 200 bis 1 500 

187 

69 

36,9 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

/ 

(20) 

/ 

1 500 bis 1 800 

240 

106 

44,2 

(10) 

(10) 

(14) 

(9) 

(14) 

/ 

/ 

(20) 

/ 

1 800 bis 10.000 

545 

257 

47,2 

( 9) 

( 9) 

(11) 

(6) 

(13) 

(10) 

(10) 

27 

(5) 

insgesamt . . . 

1 634 

642 

39,3 

10 

11 

14 

8 

13 

10 

9 

21 

4 


*) ohne Haushalte von Landwirten und Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 9 


Private Haushalte von Nichterwerbstätigen 1 ) 
mit prämienbegünstigten Sparbüchern 
am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 







Von jeweils 100 Haushalten mit prämienbegünstigten Sparbüchern 



Haushalte 



verfügten . . . über prämienbegünstigte Sparguthaben 


Monatliches 






von ... bis unter . . . DM 




Haushalts- 

nettoeinkommen 

ins- 

darunter mit 










von . . 

. bis 

Prämien- 

unter 

500 

500 

1000 

1500 

2000 

3000 

4000 

5000 

10 000 

unter . . 

DM 2 ) 

gesamt 

begünstigten 

Sparbüchern 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

und 




1000 

1500 

2000 

3000 

4000 

5000 

10 000 

mehr 



1000 1 

v. H. 3 ) 










unter 

600 

3 613 

637 

17,6 

15 

15 

24 

(10) 

12 

(10) 

( 5 ) 

(8) 

/ 

600 bis 

800 

1 309 

392 

29,9 

(12) 

14 

15 

(10) 

(15) 

(10) 

( 9 ) 

(13) 

/ 

800 bis 

1 000 

697 

249 

35,7 

(10) 

0) 

(17) 

(12) 

(15) 

(12) 

(8) 

(15) 

/ 

1 000 bis 

1 200 

541 

227 

42,0 

(8) 

(14) 

19 

(11) 

(12) 

( 9 ) 

( 9 ) 

(16) 

/ 

1 200 bis 

1 800 

572 

278 

48,6 

(8) 

(12) 

16 

(10) 

13 

(10) 

(10) 

20 

/ 

1 800 bis 10 000 

223 

128 

57,4 

/ 

( 9 ) 

(8) 

(13) 

(13) 

(10) 

( 9 ) 

(27) 

/ 

insgesamt . . . 

6 961 

1 912 

27,5 

11 

13 

18 

11 

13 

10 

8 

14 

2 


*) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 
2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 
*) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 10 


Private Haushalte *) mit Sparbüchern 
nach der Höhe der Sparguthaben und dem Besitz 
prämienbegünstigter Sparbücher 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 




Von jeweils 100 Haushalten mit Sparguthaben von 

. . bis unter . . . DM 


Haushalte 






















Soziale Stellung 

mit Spar- 

unter 

500 

500 

1000 

2000 

3000 

4000 

5000 

10 000 

20 000 

50 000 

des Haushalts- 

büchern 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

und 

Vorstandes 

1000 

2000 

3000 

4000 

5000 

10 000 

20 000 

50 000 

mehr 


1000 

verfügten . . . über prämienbegünstigte Sparbücher 

Arbeiter 

5 686 

15 

30 

43 

51 

58 

63 

68 

69 

(72) 

/ 

Angestellter 

3 413 

19 

36 

47 

59 

65 

71 

76 

79 

77 

/ 

Beamter 

1207 

(13) 

26 

44 

56 

64 

69 

73 

77 

77 

/ 

Landwirt 2 ) 

697 

/ 

(16) 

(31) 

(24) 

(40) 

(40) 

(44) 

(57) 

(49) 

/ 

Selbständiger 3 ) .... 

1 493 

(9) 

(22) 

35 

36 

46 

49 

61 

63 

56 

(65) 

Nichterwerbstätiger 

5 614 

9 

16 

26 

33 

40 

44 

52 

60 

65 

(66) 

insgesamt . . . 

18 110 

13 

25 

37 

45 

53 

57 

64 

67 

67 

66 


*) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten sowie ohne Haushalte mit einem monat- 
lichen Haushaltsnettoeinkommen von 10 000 DM und mehr 

2 ) einschließlich der Haushalte mit überwiegendem Einkommen aus landwirtschaftlichem Betrieb 

3 ) Gewerbetreibender, freiberuflich Tätiger 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 11 


Nutzung des Spar-Prämiengesetzes durch private Haushalte im Jahr 1969 1 ) 

Haushalte nach sozialer Stellung des Haushaltsvorstandes und 
monatlichem Haushaltsnettoeinkommen 


Soziale Stellung des 
Haushaltsvorstandes 

Von jeweils 100 Haushalten 


mit 


ohne 

Sparkonten 

Monatliches Haushalts- 
nettoeinkommen 
von ... bis unter . . . DM 

sparten . . . nach dem Spar-Prämiengesetz 

entfielen 

auf 

ausschließ- 

lich 

auch 

nicht 

Arbeitnehmer 

unter 500 

1 

1 

2 

5 

500 bis 1 000 

35 

26 

37 

46 

1 000 bis 1500 

29 

35 

37 

32 

1 500 bis 2 500 

25 

28 

17 

11 

2 500 und mehr 

4 

6 

2 

1 

keine Angabe 

6 

5 

4 

5 

alle . . . 

100 

100 

100 

100 

Selbständiger 

unter 500 

1 

3 

6 

8 

500 bis 1 000 

13 

16 

24 

32 

1 000 bis 1 500 

34 

20 

23 

18 

1 500 bis 2 500 

18 

29 

24 

18 

2 500 und mehr 

24 

23 

14 

12 

keine Angabe 

9 

9 

9 

11 

alle . . . 

100 

100 

100 

100 

Nichterwerbstätiger 

unter 500 

32 

12 

31 

49 

500 bis 1 000 

44 

37 

41 

33 

1 000 bis 1 500 

11 

22 

13 

7 

1 500 bis 2 500 

4 

13 

7 

2 

2 500 und mehr 

1 

3 

1 

1 

keine Angabe 

9 

14 

8 

9 

alle ... 

100 

100 

100 

100 

Haushalte insgesamt 

unter 500 

7 

3 

12 

26 

500 bis 800 

19 

12 

22 

24 

800 bis 1 000 

15 

15 

15 

14 

1 000 bis 1 200 

14 

14 

14 

10 

1 200 bis 1 500 

13 

16 

14 

9 

1 500 bis 1 800 

10 

12 

8 

5 

1 800 bis 2 500 

10 

13 

7 

3 

2 500 und mehr 

6 

8 

4 

2 

keine Angabe 

7 

7 

6 

8 

alle ... 

100 

100 

100 

100 


1 ) Gebietsstand: Bundesgebiet einschließlich Berlin (West). — Ergebnis einer Stichprobe 
Quelle: Deutscher Sparkassen- und Giroverband e. V. 
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Tabelle 12 


Nutzung des Spar-Prämiengesetzes durch private Haushalte im Jahr 1969 1 ) 

Haushalte nach Haushaltsgröße und monatlichem Haushaltsnettoeinkommen 


Haushaltsgröße 

Monatliches Haushalts- 
nettoeinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 

Von jeweils 100 Haushalten 


mit 


ohne 

Sparkonten 

sparten . . . nach dem Spar-Prämiengesetz 

entfielen 

auf 

ausschließ- 

lich 

, 1 

auch j 

nicht 

1 Person 

unter 500 

25 

15 

40 

52 

500 bis 1 500 

54 

64 

47 

35 

1 500 und mehr 

7 

7 

4 

3 

keine Angabe 

13 

1*4 

9 

10 

alle . . . 

100 

100 

100 

100 

2 Personen 

unter 500 

3 

3 

8 

16 

500 bis 1 500 

70 

63 

72 

68 

1 500 und mehr 

22 

27 

15 

9 

keine Angabe 

5 

6 

5 

7 

alle ... 

100 

100 

100 

100 

3 Personen 

unter 500 

1 

1 

2 

4 

500 bis 1 500 

62 

57 

69 

75 

1 500 und mehr 

31 

37 

25 

16 

keine Angabe 

6 

6 

4 

5 

alle . . . 

100 

100 

100 

100 

4 Personen 

unter 500 



_ 

2 

2 

500 bis 1500 

54 

55 

68 

73 

1 500 und mehr 

42 

41 

26 

19 

keine Angabe 

5 

5 

5 

6 

alle ... 

100 

100 

100 

100 

5 und mehr Personen 

unter 500 

2 

1 

2 

3 

500 bis 1500 

46 

42 

64 

76 

1 500 und mehr 

44 

51 

28 

18 

keine Angabe 

8 

6 

6 

4 

alle ... 

100 

100 

100 

100 


0 Gebietsstand: Bundesgebiet einschließlich Berlin (West). — Ergebnis einer Stichprobe 
Quelle: Deutscher Sparkassen- und Giro verband e. V. 
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Tabelle 13 


Prämienbegünstigter Spareinlagenbestand bei den Sparkassen 
nach Vertragsarten 


Jahresende J ) 

Allgemeine Kapital- 
ansammlungsverträge 

Kapital ansammlungs- 
verträge mit festgelegten 
Sparraten 

Kapitalansammlungs- 
verträge insgesamt 

Anzahl der 
Verträge 

Spar- 

einlagen- 

bestand 

Anzahl der 
Verträge 

Spar- 

einlagen- 

bestand 

Anzahl der 
Verträge 

Spar- 

einlagen- 

bestand 

1000 

Millionen 

DM 

1000 

Millionen 

DM 

1000 

Millionen 

DM 

1959 

382,9 

320,2 

238,2 

58,0 

621,0 

378,2 

1960 

740,0 

629,8 

533,8 

344,3 

1 273,8 

974,1 

1961 

1 126,3 

1 083,0 

823,4 

880,6 

1 949,8 

1 963,6 

1962 

1 550,0 

1 504,0 

1 141,6 

1 599,1 

2 691,6 

3 103,1 

1963 

2 126,5 

2 095,2 

1 638,1 

2 594,6 

3 764,6 

4 689,8 

1964 

2 481,2 

2 431 f 9 

2 280,1 

3 993,1 

4 761,2 

6 425,0 

1965 

3 022,1 

2 889,3 

2 937,5 

5 036,4 

5 959,6 

7 925,7 

1966 

3 282,1 

3 170,8 

3 544,6 

6 388,2 

6 826,6 

9 559,0 

1967 

3 261,6 

3 204,8 

3 630,6 

8 076,1 

6 892,2 

11 280,8 

1968 

3 214,9 

3 111,3 

3 935,2 

9 584,0 

7 150,1 

12 695,4 

1969 

3 366,4 

2 963,1 

4 457,5 

10 551,5 

7 823,9 

13 514,6 

1970 

3 169,9 

2 620,9 

7 547,9 

11 402,7 

10 717,8 

14 023,5 

Spareinlagenbestand je Vertrag in DM 

1959 

836 

243 

609 

1960 

851 

645 

765 

1961 

962 

1 069 

1007 

1962 

970 

1 401 

1 153 

1963 

985 

1 584 

1 246 

1964 

980 

1 751 

1 349 

1965 

956 

1 715 

1 330 

1966 

966 

1 802 

1 400 

1967 

983 

2 224 

1 637 

1968 

968 

2 435 

1 776 

1969 

880 

2 367 

1 727 

-1970 

827 

1 511 

1 308 


0 ab 1961 einschließlich der Spar-Prämiengutschriften 
Quelle: Deutscher Sparkassen- und Giroverband e. V. 
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Tabelle 14 


Prämienbegünstigtes Kontensparen bei den Sparkassen 
nach Vertragsarten 



Allgemeine 

Kapitalansamm- 

lungsverträge 

Kapitalansamm- 
lungsverträge mit 
festgelegten 
Sparraten J ) 

Kapitalansammlungsverträge 
insgesamt x ) 

Jahr 







davon 


1000 

Stück 

Millionen 

DM 

1000 

Stück 

Millionen 

DM 

1000 

Stück 

Millionen 

DM 

Spar- 

einlagen 

Spar- 

Prämien- 

gut- 

schriften 

Neuabschlüsse 

1964 

741,9 

752,7 

733,3 

1 545,3 

1 475,2 

2 297,9 

1 990,6 

307,3 

1965 

915,8 

874,6 

940,2 

2 042,1 

1 856,0 

2 916,7 

2 515,7 

401,0 

1966 

687,0 

755,3 

981,1 

2 619,4 

1 668,2 

3 374,7 

2 861,8 

512,8 

1967 

463,4 

559,7 

494,6 

2 973,9 

958,0 

3 533,6 

2 941,0 

592,6 

1968 

566,7 

622,6 

754,5 

3 053,3 

1 321,1 

3 675,9 

3 107,5 

568,4 

1969 

889,1 

815,0 

1 168,2 

3 323,3 

2 057,2 

4 138,2 

3 516,8 

621,5 

1970 

775,7 

721,7 

4 016,3 

4 492,2 

4 792,1 

5 214,0 

4 490,9 

723,1 

Fällig gewordene Verträge 

1964 

387,2 

415,9 

91,4 

146,8 

478,6 

562,7 

468,9 

93,8 

1965 

374,9 

417,2 

282,8 

998,7 

657,7 

1 416,0 

1 180,0 

236,0 

1966 

427,0 

473,9 

374,0 

1 267,5 

801,1 

1 741,3 

1 451,1 

290,2 

1967 

483,8 

525,8 

408,6 

1 286,1 

892,4 

1 811,8 

1 509,8 

302,0 

1968 

613,4 

716,0 

449,9 

1 545,4 

1 063,2 

2 261,4 

1 884,5 

376,9 

1969 

737,6 

921,4 

645,9 

2 397,6 

1 383,4 

3 319,0 

2 765,8 

553,2 

1970 

972,3 

1 064,0 

926,0 

3 641,1 

1 898,2 

4 705,0 

3 920,8 

784,2 


*) bei den Neuabschlüssen einschließlich der Einzahlungen auf bereits in den Vorjahren abgeschlossene Verträge. 
Bei den fällig gewordenen Verträgen einschließlich der vorzeitigen Verfügungen 

Quelle: Deutscher Sparkassen- und Giroverband e. V. 
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Tabelle 15 


Prämienbegünstigte Sparkonten nach sozialen Gruppen *) 

in v. H. 


Gruppe 

31. Oktober 
1964 

1969 

Lehrlinge 

1 

1 

Arbeiter 

17 

23 

Angestellte 

36 

36 

Beamte 

9 

10 

Arbeitnehmer insgesamt . . . 

63 

70 

Ohne Beruf, 

Rentner, Pensionäre 

19 

16 

Unselbständige insgesamt . . . 

82 

86 

Selbständige in Handwerk, 
Handel und Gewerbe 

11 

6 

Landwirte 

1 

1 

Freie Berufe 

2 

2 

Selbständige insgesamt . . , 

14 

10 

Beruf unbekannt 

3 

4 

alle . . . 

100 

100 


1 ) Nur Sparkassen. — Ergebnisse von Stichproben 
Quelle: Deutscher Sparkassen- und Giroverband e. V. 
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Tabelle 16 


Vertragsbestand und Bausparsummen bei den Bausparkassen 4 ) 


Jahresende 

Nicht zugeteilte ] Zugeteilte 2 ) 

Bausparverträge 3 ) 

Nicht zugeteilte und 
zugeteilte Bausparverträge 

Anzahl 

Summe 

Anzahl 

Summe 

Anzahl 

Summe 

1000 

Millionen 

DM 

1000 

Millionen 

DM 

1000 

Millionen 

DM 

1952 

468 

6 796 

113 

1415 

581 

8 212 

1953 

610 

7 253 

165 

2 127 

775 

9 380 

1954 

856 

10 520 

227 

3 076 

1 083 

13 596 

1955 

1 082 

13 718 

324 

4 512 

1 406 

18 230 

1956 

1 267 

16 910 

446 

6 319 

1 713 

23 229 

1957 

1 475 

20 748 

578 

8 423 

2 053 

29 171 

1958 

1 843 

26 672 

722 

10 763 

2 565 

37 435 

1959 

2 138 

32 497 

867 

13 341 

3 005 

45 838 

1960 

2 369 

38 388 

1 016 

16 297 

3 385 

54 685 

1961 

2 575 

44 234 

1 170 

19 592 

3 745 

63 826 

1962 

2 834 

50 050 

1 302 

23 219^ 

4 136 

73 269 

1963 

3 210 

58 292 

1 399 

26 745 j 

4610 

85 037 

1964 

3 707 

69 445 

1 469 

30211 

5 176 

99 656 

1965 

4 309 

83 834 

1 561 

34 593 . 

5 870 

118 427 

1966 

4 973 

102 149 

1 726 

40 518 

6 699 

142 667 

1967 

5 072 

105 819 

1 864 

47 421 

6 936 

153 240 

1968 

5 405 

113 965 

2 026 

55 326 

7 431 

169 291 

1969 

6 192 

134 864 

2 170 

62 566 

8 362 

197 430 

1970 

7 246 

164 346 

2 390 

70 816 

9 636 

235 162 


*) Private Bausparkassen: die Angaben betreffen das Geschäft im Bundesgebiet einschließlich Berlin (West), 
öffentliche Bausparkassen: ab 1960 einschließlich der vorher nicht erfaßten Bausparkasse des Saarlandes 

2 ) seit der Währungsreform 

3 ) einschließlich der Vertragsänderungen 

Quelle: Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen 
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Tabelle 17 


Vertragsbestand *) bei den Bausparkassen 

Durchschnittliche Bausparsumme je Bausparvertrag 
in DM 


Jahresende 2 ) 

Nicht zugeteilte 

Zugeteilte 

Nicht zugeteilte 
und zugeteilte 
Bausparverträge 

Bausparverträge 3 ) 

1952 

14 534 

12 527 

14 143 

1953 

11 878 

12 911 

12 098 

1954 

12 294 

13 528 

12 553 

1955 

12 677 

13 915 

12 962 

1956 

13 348 

14 167 

13 561 

1957 

14 071 

14 572 

14 212 

1958 

14 467 

14 914 

14 592 

1959 

15 200 

15 385 

15 253 

1960 

16 208 

16 036 

16 157 

1961 

17 179 

16 745 

17 043 

1962 

17 660 

17 842 

17 717 

1963 

18 157 

19 114 

18 447 

1964 

18 733 

20 564 

19 253 

1965 

19 457 

22 162 

20 176 

1966 

20 539 

23 478 

21 296 

1967 

20 864 

25 440 

22 094 

1968 

21 086 

27 309 

22 782 

1969 

21 780 

28 832 

23 610 

1970 

22 681 

29 630 

24 404 


*) Gesamtgesdiäft einschließlich der ruhenden Verträge, deren Anteil am Gesamtgeschäft 
jedoch gering ist 

2 ) bis 1959 Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) ohne Saarland, ab 1960 einschließ- 
lich Saarland 

3 ) einschließlich der Vertragsänderungen 

Quelle: Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen 
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Tabelle 18 


Soziale Struktur der Bausparer 

Vertragsbestand bei den öffentlichen Barsparkassen Ende 1970 

in v. H. 



Nicht zugeteilter 

Zugeteilter 

Gesamter 

Gruppe 

Vertragsbestand 


Verträge | 

Summen 

Verträge 

Summen 

Verträge | 

Summen 

Arbeiter *) 

26,9 

23,7 

19,2 

12,7 

24,8 

20,3 

Angestellte 

34,6 

32,0 

32,2 

25,3 

34,0 

29,9 

Beamte 

5,1 

4,3 

5,7 

4,1 

5,3 

4,3 

Arbeitnehmer insgesamt . . . 

66,6 

60,0 

57,1 

42,1 

64,1 

54,6 

Sozialrentner, 







Pensionäre, Rentiers 

5,1 

4,0 

2,5 

lß 

4,4 

3,2 

Unselbständige insgesamt . . . 

71,7 

64,0 

59,5 

43,8 

68,5 

57,8 

Selbständige in 







Handel, Handwerk, Industrie 

11,4 

14,9 

21,4 

23,7 

14,0 

17,6 

Land- und Forstwirte 

1,9 

1,9 

1,2 

1,1 

1,7 

1,7 

Freie Berufe 

3,4 

4,4 

7,5 

8,5 

4,5 

5,6 

Selbständige insgesamt . . . 

16,7 

21,2 

30,2 

33,3 

20,2 

24,9 

Juristische Personen 2 ) 

0,4 

5,4 

lß 

16,0 

0,7 

8,6 

Personen ohne Beruf, 







Hausfrauen 

11,2 

9,4 

8,7 

7,0 

10,5 

8,7 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Anzahl der Verträge (Millionen) 

3,0 


1,0 


4,0 


Vertragssummen (Mrd. DM) 


60,4 


26,7 


87,1 


0 einschließlich der nichtselbständigen Handwerker 
2 ) einschließlich der Handelsfirmen ohne juristische Persönlichkeit 

Quelle: Geschäftsstelle öffentliche Bausparkassen im Deutschen Sparkassen- und Giroverband e. V. 
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Tabelle 19 


Neuabsdilüsse der Bausparkassen *) 


Jahr 

Bausparverträge 

B ausp arsummen 

Bausparsumme 
je Bausparvertrag 

Anzahl in 
1000 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

DM 

v. H. 

1952 

158 


2 390 


15 127 

# 

1953 

235 

+ 48,7 

3 022 

+ 26,4 

12 860 

- 15,0 

1954 

353 

+ 50,2 

4 536 

+ 50,1 

12 850 

- 0,1 

1955 

383 

+ 8,5 

5 107 

;+ 12,6 

13 334 

+ 3,8 

1956 

382 

- 0,3 

5 534 

+ 10,8 

14 487 

+ 8,6 

1957 

440 

+ 15,2 

6 773 

+ 22,4 

15 393 

+ 6,3 

1958 

644 

+ 46,4 

9 379 

+ 38,5 

14 564 

- 5,4 

1959 

597 

~ 7,3 

9 930 

+ 5,9 

16 633 

+ 14,2 

1960 

580 

- 2,8 

10 826 

+ 9,0 

18 666 

+ 12,2 

1961 

627 

+ 8,1 

12 157 

+ 12,3 

19 389 

+ 3,9 

1962 

672 

+ 7,2 

13 113 

+ 7,9 

19 513 

+ 0,6 

1963 

833 

+ 24,0 

16 573 

+ 26,4 

19 896 

+ 2,0 

1964 

1 045 

+25,5 

21 146 

+ 27,6 

20 235 

+ 1,7 

1965 

1 193 

+ 14,2 

25 714 

+ 21,6 

21 554 

+ 6,5 

1966 

1 322 

+ 10,8 

31 303 

+ 21,7 

23 679 

+ 9,9 

1967 

804 

- 39,2 

19 155 

-38,8 

23 825 

+ 0,6 

1968 

1 109 

+ 37,9 

25 715 

+ 34,2 

23 188 

~ 2,7 

1969 

1 632 

+ 47,2 

37 362 

+ 45,3 

22 893 

~ 1,3 

1970 

2 133 

+ 30,7 

52 764 

+ 41,2 

24 737 

+ 8,1 


*) neuabgeschlossene und eingelöste Verträge einschließlich der Erhöhungen 
Quelle: Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen 
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Tabelle 20 


Soziale Struktur der Bausparer 

Neuabschlüsse 
in v. H. 


Gruppe 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

Verträge 

Arbeiter *) 

20,6 

25,4 

27,7 

28,2 

30,2 

Angestellte 

31,7 

38,1 

28,0 

30,1 

32,3 

Beamte 

11,4 

12,1 

11,6 

12,0 

12,3 

Arbeitnehmer insgesamt . . . 

63,7 

65,6 

67,3 

70,3 

74,9 

Sozialrentner, Pensionäre, Rentiers 

4,1 

4,7 

5,0 

5,5 

4,7 

Unselbständige insgesamt . . . 

67,8 

70,3 

72,3 

75,8 

79,6 

Selbständige in Handel, Handwerk, Industrie 

14,9 

12,5 

11,1 

9,0 

7,8 

Land- und Forstwirte 

1,9 

2,5 

3,0 

2,8 

1,9 

Freie Berufe 

4,6 

2,9 

2,4 

2,0 

2,0 

Selbständige insgesamt . . . 

21,4 

17,9 

16,5 

13,8 

11,6 

Juristische Personen 2 ) 

1,5 

1,7 

0,9 

0,7 

0,6 

Personen ohne Beruf und Hausfrauen 

9,3 

10,1 

10,3 

9,7 

8,1 

Verträge insgesamt (1000 Stück) . . . 

1 324 

805 

1 111 

1 634 

2 135 

Bausparsummen 3 ) 

Arbeiter *) 

16,4 

20,6 

23,2 

23,8 

24,8 

Angestellte 

26,3 

24,4 

25,2 

27,6 

30,1 

Beamte 

10,2 

12,0 

12,3 

13,0 

13,1 

Arbeitnehmer insgesamt . . . 

52,9 

57,0 

60,7 

64,4 

68,0 

Sozialrentner, Pensionäre, Rentiers 

2,7 

3,3 

3,6 

3,8 

3,4 

Unselbständige insgesamt . . . 

55,6 

60,3 

64,3 

68,2 

71,4 

Selbständige in Handel, Handwerk, Industrie 

19,8 

16,5 

14,9 

12,7 

11,6 

Land- und Forstwirte 

1,7 

2,3 

2,7 

2,6 

1,9 

Freie Berufe 

5,8 

4,0 

3,4 

2,9 

2,9 

Selbständige insgesamt . . . 

27,3 

22,8 

21,0 

18,2 

16,3 

Juristische Personen 2 ) 

10,1 

9,3 

6,8 

6,1 

5,7 

Personen ohne Beruf und Hausfrauen 

7,0 

7,6 

7,9 

7,5 

6,6 

Vertragssumme (Millionen DM) . . . 

31 371 

19 198 

25 766 

39 258 

52 817 


0 einschließlich der nichtselbständigen Handwerker 

2 ) bei den öffentlich-rechtlichen Bausparkassen einschließlich der Handelsfirmen ohne juristische Persönlichkeit 

3 ) einschließlich der Direkterhöhungen 

Quelle: Verband der privaten Bausparkassen e. V. und Geschäftsstelle öffentliche Bausparkassen im Deutschen 
Sparkassen- und Giroverband e. V. 
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Tabelle 21 


Beteiligung am Bausparen *) 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches Haushaltsnettoeinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 2 ) 3 ) 

Arbeiter 

Angestellte 

Beamte 

Selb- 
ständige 3 ) 

Private 
Haushalte 
insgesamt 3 ) 

unter 800 

14,5 

17,8 

28,4 

22,2 

9,6 

800 bis 1 000 

19,3 

23,9 

30,7 

32,9 

20,2 

1 000 bis 1 200 

22,3 

29,2 

40,1 

42,1 

26,2 

1 200 bis 1 500 

23,0 

37,1 

43,7 

47,6 

32,1 

1 500 bis 1 800 

27,4 

39,7 

48,8 

47,9 

38,1 

1 800 bis 10 000 

32,4 

50,3 

57,5 

60,4 

50,3 

insgesamt . . . 

19,6 

33,4 

43,8 

45,3 

22,4 


*) Anteil der Haushalte mit nicht zugeteilten Bausparverträgen in v. H. an der jeweiligen Gesamtzahl der privaten 
Haushalte. — Ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand; Januar 1969 

3 ) ohne Haushalte von Landwirten 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 22 


Private Haushalte x ) mit Bausparverträgen 
nach der sozialen Stellung des Haushaltsvorstandes, dem monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen und nach beantragten Bausparprämien 
und Sonderausgaben 2 ) 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 



Haushalte 

Von den Haushalten mit Bausparverträgen 
beantragten für 1969 . . . 

B ausp arpr ämien 

Sonderausgaben 

ins- 

gesamt 

darunter mit noch 
nicht zugeteilten 
Bausparverträgen 

Haushalte 

durch- 

schnitt- 

licher 

Jahres- 

beitrag 

Haushalte 

durch- 

schnitt- 

licher 

Jahres- 

beitrag 

1000 1 

v. H. 3 ) 

1000 

1 v.H.<) 

DM 

1000 1 

v. H. 4 ) 

DM 

Soziale Stellung des Haushaltsvorstandes 

Arbeiter 

6 333 

1 242 

19,6 

1 167 

93,9 

1 534 

75 

6,1 

1 302 

Angestellter 

3 591 

1 198 

33,4 

1 068 

89,1 

1 769 

130 

10,9 

2 654 

Beamter 

1 241 

543 

43,7 

461 

85,0 

1 551 

82 

15,0 

3 014 

Landwirt 5 ) 

785 

247 

31,4 

228 

92,4 

1 861 

19 

7,6 

2 186 

Selbständiger 6 ) 

1 634 

740 

45,3 

488 

65,9 

1 991 

252 

34,1 

3 163 

Nichterwerbstätiger 

6 951 

707 

10,1 

658 

93,1 

1 553 

49 

6,9 

3 039 

insgesamt . . . 

20 545 

4 677 

22,8 

4 069 

87,0 

1 674 

608 

13,0 

2 759 

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von . . . bis unter . . 

. DM 7 ) 



unter 800 

8 145 

783 

9,6 

745 

95,2 

1 353 

38 

4,8 

1 147 

800 bis 1 000 

3 041 

613 

20,2 

571 

93,2 

1 466 

42 

6,8 

1 451 

1 000 bis 1 200 

2 840 

745 

26,2 

682 

91,6 

1 551 

63 

8,4 

2 190 

1 200 bis 1 500 

2 242 

720 

32,1 

652 

90,6 

1 684 

68 

9,4 

2 446 

1 500 bis 1 800 

1 545 

589 

38,1 

500 

84,9 

1 825 

89 

15,1 

2 533 

1 800 bis 2 500 

1 450 

676 

46,6 

517 

76,6 

2 024 

159 

23,4 

3 257 

2 500 bis 10 000 

498 

304 

61,1 

173 

56,9 

2 449 

131 

43,1 

3 732 

insgesamt . . . 

19 760 

4 430 

22,4 

3 841 

86,7 

1 663 

589 

13,3 

2 777 


*) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten sowie ohne Haushalte mit einem monat- 
lichen Haushaltsnettoeinkommen von 10 000 DM und mehr 

2 ) Die Aufwendungen für Bausparverträge wurden als Sonderausgaben nach § 10 Einkommensteuergesetz geltend 
gemacht. 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

4 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte mit noch nicht zugeteilten Bausparverträgen 

5 ) einschließlich der Haushalte mit überwiegendem Einkommen aus landwirtschaftlichem Betrieb 

6 ) Gewerbetreibender, freiberuflich Tätiger 

7 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 23 


Anwendung der Vermögensbildungsgesetze 4 ) 


Jahr 

Zahl der Arbeitnehmer 

Angelegter Betrag 

Durchschnittlich 
angelegter Betrag 

1000 

v. H. 

Millionen 

DM 

v. H. 

DM 

v. H. 

1961 

50 


15 

t 

300 


1962 

150 

+ 200 

40 

+ 167 

267 

-11 

1963 

250 

+ 67 

70 

+ 75 

280 

+ 5 

1964 

380 

+ 52 

100 

+ 43 

271 

- 3 

1965 

2 200 

+479 

620 

+ 520 

280 

+ 3 

1966 

3 200 

+ 45 

900 

+ 45 

280 

o 

+1 

1967 

3 700 

+ 16 

1 000 

+ 11 

270 

- 4 

1968 

4 500 

+ 22 

1 200 

+ 20 

267 

- 1 

1969 

5 700 

+ 27 

1 600 

+ 33 

280 

+ 5 

1970 

12 100 

+ 112 

3 900 

+ 144 

322 

+ 15 


J ) Gesetz zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer vom 12. Juli 1961 (BGBL I, S. 909), Zweites Ge- 
setz zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer (Zweites Vermögensbildungsgesetz — 2. VermBG) 
vom 1. Juli 1965 (BGBL I, S. 585) und Drittes Gesetz zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
(Drittes Vermögensbildungsgesetz — 3. VermBG) vom 27. Juni 1970 (BGBL I, S. 930) 

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
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Tabelle 24 


Private Haushalte *) mit vermögenswirksamen Sparanlagen 
nach der sozialen Stellung des Haushalts Vorstandes am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Soziale Stellung des 
Haushaltsvorstandes 

Private Haushalte 

insgesamt 

darunter mit vermögenswirksamen Sparanlagen 

insgesamt 

darunter § 3-Fälle 4 ) 

l 

2 

3 

Anzahl der Haushalte in 1000 

Arbeiter 

6 333 

2 

351 


613 

Angestellter 

3 591 

2 

061 


283 

Beamter 

1 241 


779 


36 

Arbeitnehmer insgesamt 

11 165 

5 

191 


932 

Landwirt 2 ) 

785 


67 


(12) 

Selbständiger 3 ) 

1 634 


231 


72 

Selbständiger insgesamt 

2419 


298 


(84) 

Nichterwerbstätiger 

<6 961 


420 


55 

insgesamt . . . 

20 545 

5 

909 

1 071 

v. H. 

Arbeiter 

30,8 ■ 

39,8 

57,2 

Angestellter 

17,5 

34,9 

26,4 

Beamter 

6,0 

13,2 


3,4 

Arbeitnehmer insgesamt 

54,3 

87,8 

87,0 

Landwirt 2 ) 

3,8 


1,1 

(i,i) 

Selbständiger 3 ) 

8,0 


3,9 


6,7 

Selbständiger insgesamt 

11,8 


5,0 

(7,8) 

Nichterwerbstätiger 

33,9 


7,1 


5,1 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 


Spalte 1 = 

100 

Spalte 2 = 100 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 = 100 

Arbeiter 

100,0 

37,1 

100,0 

9,7 

26,1 

Angestellter 

100,0 

57,4 

100,0 

7,9 

13,7 

Beamter 

100,0 

62,8 

100,0 

2,9 

4,6 

Arbeitnehmer insgesamt 

100,0 

46,5 

100,0 

8,3 

18,0 

Landwirt 2 ) 

100,0 

8,6 

100,0 

(1,5) 

( 17 , 9 ) 

Selbständiger 3 ) 

100,0 

14,1 

100,0 

4,4 

31,2 

Selbständiger insgesamt 

100,0 

12,3 

100,0 

(3,5) 

( 28 , 2 ) 

Nichterwerbstätiger 

100,0 

6,0 

100,0 

0,8 

13,1 

insgesamt . . . 

100,0 

28,8 

100,0 

5,2 

18,1 


0 ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten sowie ohne Haushalte mit einem monat- 
lichen Haushaltsnettoeinkommen von 10 000 DM und mehr 

2 ) einschließlich der Haushalte mit überwiegendem Einkommen aus landwirtschaftlichem Betrieb 

3 ) Gewerbetreibender, freiberuflich Tätiger 

4 ) Haushalte, in denen Arbeitnehmer vom Arbeitgeber zusätzlich zum Lohn vermögenswirksame Leistungen erhalten 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 25 


Private Haushalte *) mit vermögenswirksamen Sparanlagen 
nach der Höhe des monatlichen Haushaltsnettoeinkommens am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 2 ) 

Private Haushalte 

insgesamt 

darunter mit Vermögens 1 

insgesamt 

wirksamen Sparanlagen 

darunter § 3-Fälle 3 ) 

l 

2 

3 

Anzahl der Haushalte 

- 

unter 

600 

4 570 

218 

(38) 

600 bis 

800 

3 575 

767 

175 

800 bis 

1 000 

3 041 

974 

208 

1 000 bis 

1 200 

2 840 

1 104 

202 

1 200 bis 

1 500 

2 242 

1 020 

163 

1 500 bis 

1 800 

1 545 

769 

118 

1 800 bis 

10 000 

1 948 

989 

155 


insgesamt . . . 

19 761 

5 841 

1 059 

v. H. 

unter 

600 

23,1 

3,7 

(3,6) 

600 bis 

800 

18,1 

13,1 

16,5 

800 bis 

1 000 

15,4 

16,7 

19,6 

1 000 bis 

1 200 

14,4 

18,9 

19,1 

1 200 bis 

1 500 

11,3 

17,5 

15,4 

1 500 bis 

1 800 

7,8 

13,2 

tu 

1 800 bis 

10 000 

9,9 

16,9 

14,6 


insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 = 100 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 = 100 

unter 

600 

100,0 

4,8 

100,0 

0,8 

1 7,4 

600 bis 

800 

100,0 

21,5 

100,0 

4,9 

22,8 

800 bis 

1 000 

100,0 

32,0 

100,0 

6,8 

21,4 

1 000 bis 

1 200 

100,0 

38,9 

100,0 

7,1 

18,3 

1 200 bis 

1 500 

100,0 

45,5 

100,0 

7,3 

16,0 

1 500 bis 

1 800 

100,0 

49,8 

100,0 

7,6 

15,3 

1 800 bis 

10 000 

100,0 

50,8 

100,0 

8,0 

15,7 


insgesamt . . . 

100,0 

29,6 

100,0 

5,4 

18,1 


g ohne Haushalte von Landwirten und Ausländern sowie ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Haushalte, in denen Arbeitnehmer von Arbeitgeber zusätzlich zum Lohn vermögenswirksame Leistungen erhalten 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 26 


Private Haushalte von Arbeitern 1 ) 
mit vermögenswirksamen Sparanlagen am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 2 ) 

Private Haushalte 

insgesamt 

darunter mit vermögenswirksamen Sparanlagen 

insgesamt 

darunter § 3-Fälle 3 ) 

i 

2 

3 

Anzahl der Haushalte 

unter 800 

2 260 

576 

164 

800 bis 1 000 

1 498 

579 

161 

1 000 bis 1 200 

1 141 

480 

124 

1 200 bis 1 500 

781 

353 


83 

1 500 bis 1 800 

398 

210 

(49) 

1 800 bis 10 000 

256 

152 

(32) 

insgesamt . . . 

6 333 

2 351 

613 

v. H. 

unter 800 

35,7 

24,5 

26,8 

800 bis 1 000 

23,7 

24,6 

26,3 

1 000 bis 1 200 

18,0 

20,4 

20,2 

1 200 bis 1 500 

12,3 

15,0 

13,5 

1 500 bis 1 800 

6,3 

8,9 

( 8 , 0 ) 

1 800 bis 10 000 

4,0 

6,5 

(5,2) 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

Spalte 1 ~ 100 

Spalte 2 = 100 

Spalte 1 — 100 

Spalte 2 = 100 

unter 800 

100,0 

25,5 

100,0 

7,3 

28,5 

800 bis 1 000 

100,0 

38,7 

100,0 

10,7 

27,8 

1 000 bis 1 200 

100,0 

42,1 

100,0 

10,9 

25,8 

1 200 bis 1 500 

100,0 

45,2 

100,0 

10,6 

23,5 

1 500 bis 1 800 

100,0 

52,8 

100,0 

( 12 , 3 ) 

(23,3) 

1 800 bis 10 000 

100,0 

59,4 

100,0 

( 12 , 5 ) 

(21,1) 

insgesamt . . . 

100,0 

37,1 

100,0 

9,7 

26,1 


*) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Haushalte, in denen Arbeitnehmer von Arbeitgeber zusätzlich zum Lohn vermögenswirksame Leistungen erhalten 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 27 


Private Haushalte von Angestellten 1 ) 
mit vermögenswirksamen Sparanlagen am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von ... bis unter . . . DM 2 ) 

Private Haushalte 

insgesamt 

darunter mit vermögenswirksamen Sparanlagen 
insgesamt | darunter § 3-Fälle 3 ) 

l 

2 

3 1 

J 1 

Anzahl der Haushalte 

unter 800 

569 

229 

(28) 

800 bis 1 000 

523 

248 

38 

1 000 bis 1 200 

689 

382 

56 

1 200 bis 1 500 

661 

415 

52 

1 500 bis 1 800 

491 

325 

47 

1 800 bis 10 000 

658 

461 

63 

insgesamt . . . 

3 591 

2 061 

283 

v. H. 

unter 800 

15,8 

n.i 

(9,9) 

800 bis 1 000 

14,6 

12,0 

13,4 

1 000 bis 1 200 

19,2 

18,5 

19,8 

1 200 bis 1 500 

18,4 

20,1 

18,4 

1 500 bis 1 800 

13,7 

15,8 

16,6 

1 800 bis 10 000 

18,3 

22,4 

22,3 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 = 100 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 = 100 

unter 800 

100,0 

40,2 

100,0 

(4,9) 

12,2 

800 bis 1 000 

100,0 

47,4 

100,0 

7,3 

15,3 

1 000 bis 1 200 

100,0 

55,4 

100,0 

8,1 

14,7 

1 200 bis 1 500 

100,0 

62,8 

100,0 

7,9 

12,5 

1 500 bis 1 800 

100,0 

66,2 

100,0 

9,6 

14,5 

1 800 bis 10 000 

100,0 

70,1 

100,0 

9,6 

13,7 

insgesamt . . . 

100,0 

57,4 

100,0 

7,9 

13,7 


*) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Haushalte, in denen Arbeitnehmer von Arbeitgeber zusätzlich zum Lohn vermögenswirksame Leistungen erhalten 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 28 


Private Haushalte von Beamten 1 ) 
mit vermögenswirksamen Sparanlagen am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstidiprobe 1969 



Private Haushalte 

Monatliches 


darunter mit vermögenswirksamen Sparanlagen 

Haushaltsnettoeinkommen 

insgesamt 




— 

von ... bis unter . . . DM 2 ) 


insgesamt 

darunter § 3-Fälle 3 ) 


l 

2 

3 

Anzahl der Haushalte 

unter 800 

109 


48 


/ 

800 bis 1 000 

166 


34 


/ 

1 000 bis 1 200 

242 

143 


(?) 

1 200 bis 1 500 

254 

163 


(8) 

1 500 bis 1 800 

203 

145 


(6) 

1 800 bis 10 000 

266 

195 


(8) 

insgesamt . . . 

1 241 

779 


36 

v.H. 

unter 800 

8,8 


,2 


/ 

800 bis 1 000 

13,4 

10,8 


/ 

1 000 bis 1 200 

19,5 

18,4 

( 19 , 4 ) 

1 200 bis 1 500 

20,5 

20,9 

( 22 , 2 ) 

1 500 bis 1 800 

16,4 

18,6 

( 16 , 7 ) 

1 800 bis 10 000 

21,4 

25,0 

( 22 , 2 ) 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 = 100 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 = 100 

unter 800 

100,0 

44,0 

100,0 

/ 

/ 

800 bis 1 000 

100,0 

50,6 

100,0 

/ 

/ 

1 000 bis 1 200 

100,0 

59,1 

100,0 

( 2 , 9 ) 

( 4 , 9 ) 

1 200 bis 1 500 

100,0 

64,2 

100,0 

( 3 , 1 ) 

( 4 , 9 ) 

1 500 bis 1 800 

100,0 

71,4 

100,0 

( 3 , 0 ) 

( 4 , 1 ) 

1 800 bis 10 000 

100,0 

73,3 

100,0 

( 3 , 0 ) 

( 4 , 1 ) 

insgesamt . . . 

100,0 

62,8 

100,0 

2,9 

4,6 


ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Haushalte, in denen Arbeitnehmer von Arbeitgeber zusätzlich zum Lohn vermögenswirksame Leistungen erhalten 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 29 


Private Haushalte von Selbständigen 1 ) 
mit vermögenswirksamen Sparanlagen am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 




Private Haushalte 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 

insgesamt 

darunter mit vermögenswirksamen Sparanlagen 

von . . . bis unter . . . DM 2 ) 

insgesamt 

darunter § 3-Fälle 8 ) 


i 

2 

3 


Anzahl der Haushalte 

unter 800 

284 

(16) 


/ 

800 bis 1 000 

158 

(11) 


/ 

1 000 bis 1 200 

221 

(28) 


/ 

1 200 bis 1 500 

187 

(30) 


/ 

1 500 bis 1 800 

240 

(39) 


/ 

1 800 bis 10 000 

545 

107 

43 

insgesamt . . . 

1 634 

231 

72 

v. H. 

unter 800 

17,4 

( 6 , 9 ) 

/ 

800 bis 1 000 

9,7 

(4,8) 

/ 

1 000 bis 1 200 

13,5 

(1^,1) 

V 

1 200 bis 1 500 

11,4 

(13,0) 

/ 

1 500 bis 1 800 

14,7 

( 16 , 9 ) 

/ 

1 800 bis 10 000 

33,4 

46,3 

59,7 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 = 100 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 ^ 100 

unter 800 

100,0 

( 5 , 6 ) 

100,0 

/ 

/ 

800 bis 1 000 

100,0 

(7,0) 

100,0 

/ 

/ 

1 000 bis 1 200 

100,0 

( 12 , 7 ) 

100,0 

/ 

/ 

1 200 bis 1 500 

100,0 

( 16 , 0 ) 

100,0 

i 

/ 

1 500 bis 1 800 

100,0 

( 16 , 3 ) 

100,0 

/ 

/ 

1 800 bis 10 000 

100,0 

19,6 

100,0 

7,9 

40,2 

insgesamt . . . 

100,0 

14,1 

100,0 

4,4 

31,2 


A ) ohne Haushalte von Landwirten und Ausländern sowie ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Haushalte, in denen Arbeitnehmer von Arbeitgeber zusätzlich zum Lohn vermögenswirksame Leistungen erhalten 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 30 


Private Haushalte von Nichterwerbstätigen 1 ) 
mit vermögenswirksamen Sparanlagen am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von ... bis unter . . . DM 2 ) 

Private Haushalte 

insgesamt 

darunter mit Vermögens 

insgesamt 

wirksamen Sparanlagen 

darunter § 3-Fälle 3 ) 

l 

2 

3 

Anzahl der Haushalte 

unter 

600 

3 613 


69 


/ 

600 bis 

800 

1 309 


(47) 


/ 

800 bis 

1 000 

697 


52 


! 

1 000 bis 

1 200 

547 


70 


1 

1 200 bis 

1 800 

572 

107 


(17) 

1 800 bis 

10 000 

223 


75 


/ 


insgesamt . . . 

6 961 

420 


55 

v. H. | 

unter 

600 

51,9 

16,4 


i 

600 bis 

800 

18,8 

(U,2) 


/ 

800 bis 

1 000 

10,0 

12,4 


/ 

1 000 bis 

1 200 

7,9 

16,7 


i 

1 200 bis 

1 800 

8,2 

25,5 

(30,9) 

1 800 bis 

10 000 

3,2 

17,9 


i 


insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 = 100 

Spalte 1 = 100 

Spalte 2 = 100 

unter 

600 

100,0 

1,9 

100,0 

I 

/ 

600 bis 

800 

100,0 

(3,6) 

100,0 

/ 

/ 

800 bis 

1 000 

100,0 

7,5 

100,0 

/ 

I 

1 000 bis 

1 200 

100,0 

12,8 

100,0 

/ 

J 

1 200 bis 

1 800 

100,0 

18,7 

100,0 

(3,0) 

15,9 

1 800 bis 

10 000 

100,0 

33,6 

100,0 

/ 

/ 


insgesamt . . . 

100,0 

6,0 

100,0 

0,8 

13,1 


9 ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Haushalte, in denen Arbeitnehmer von Arbeitgeber zusätzlich zum Lohn vermögenswirksame Leistungen erhalten 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 31 


Vermögens wirksame Leistungen nach dem 
Zweiten Vermögensbildungsgesetz nach Bruttolohngruppen *) 

Ergebnisse der Lohnsteuerstatistik 1968 



Steuerfälle 2 ) 



darunter mit vermögens- 


ins- 

wirksamen Leistungen 

Bruttolohngruppe 

gesamt 




von . . . bis unter . . . DM 


Fälle 3 ) 

Betrag 



j 

in v. H. 

Millionen 


1000 

aller 

DM 




Fälle 


unter 2 400 

2 222 

13 

0,6 

2,6 

2 400 bis 4 800 

1 434 

42 

2,9 

10,4 

4 800 bis 7 200 

1 739 

in 

6,4 

31,0 

7 200 bis 9 600 

2 408 

266 

11,0 

75,3 

9 600 bis 12 000 

3 007 

427 

14,2 

124,5 

12 000 bis 16 000 

4 586 

786 

11,1 

240,9 

16 000 bis 20 000 

3 089 

602 

19,5 

187,5 

20 000 bis 25 000 

1 958 

526 

26,9 

165,8 

25 000 bis 36 000 

927 

371 

40,0 

119,3 

36 000 bis 50 000 

155 

78 

50,6 

25,8 

50 000 bis 75 000 

40 

20 

49,7 

6,6 

75 000 bis 100 000 

8 

3 

43,7 

1,2 

100 000 und mehr 

6 

2 

32,0 

0,7 

insgesamt . . . 

21 580 

3 246 

15,0 

991,6 


0 Gebietsstand; Bundesgebiet ohne Saarland 

2 ) Die Anzahl der Steuerfälle ist identisch mit der Anzahl der erfaßten 
Lohnsteuerkarten. 

3 ) Fallzählung erfolgt nach tatsächlicher Inanspruchnahme (Ehegatten wer- 
den nur dann als zwei Fälle erfaßt, wenn beide steuerfreie Leistungen 
erbrachten). 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 32 


Private Haushane *) mit vermögenswirksamen Sparanlagen 
nadi der sozialen Stellung des Haushaltsvorstandes 
und der Anlageform am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Soziale Stellung des 
Haushaltsvorstandes 

Haushalte 

Von jeweils 100 Haushalten mit Spar- 
anlagen nach dem 2. VermBG 
sparten in Form von 

insgesamt 

darunter mit 
Sparanlagen nach 
dem 2. VermBG 

Konten- 
sparver- 
trägen 3 ) 

Bauspar- 
ver- 
trägen 4 ) 

Erwerb 

oder 

Entschul- 
dung von 
Eigen- 
heimen 5 ) 

Spar- 
kombina- 
tionen 6 ) 

1000 

V.H.S) 

Arbeiter 

6 333 

2 351 

37,1 

66 

26 

4 

4 

Angestellter 

3 591 

2 061 

57,4 

59 

33 

3 

4 

Beamter 

1 241 

779 

62,8 

48 

41 

6 

6 

Arbeitnehmer insgesamt . . . 

11 165 

5 191 

46,5 

60 

31 

4 

4 

Landwirt 7 ) 

785 

67 

8,5 

(43) 

(43) 

/ 

/ 

übriger Selbständiger 8 ) 

1 634 

231 

14,1 

53 

40 

/ 

/ 

Selbständiger insgesamt . . . 

2 419 

298 

12,3 

(51) 

(41) 

/ 

/ 

Nichterwerbstätiger 

6 951 

420 

6,0 

66 

24 

(5) 

(5) 

insgesamt . . . 

20 545 

5 909 

28,8 

60 

31 

4 

4 


1 ) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten sowie ohne Haushalte mit einem monat- 
lichen Haushaltsnettoeinkommen von 10 000 DM und mehr 

2 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

3 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe a des 2. VermBG 

4 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe b des 2. VermBG 

5 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe c des 2. VermBG 

6 ) der drei genannten Formen 

7 ) einschließlich Haushalte mit überwiegendem Einkommen aus landwirtschaftlichem Betrieb 

8 ) Gewerbetreibender, freiberuflich Tätiger 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 33 


Private Haushalte *) mit vermögenswirksamen Sparanlagen 
nach monatlichem Haushaltsnettoeinkommen 
und der Anlageform am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von ... bis unter . . . DM 2 ) 

Haushalte 

Von jeweils 100 Haushalten mit Spar- 
anlagen nach dem 2. VermBG 
sparten in Form von 

insgesamt 

darunter mit 
Sparanlagen nach 
dem 2. VermBG 

Konten- 
sparver- 
trägen 4 ) 

Bauspar- 
ver- 
trägen 5 ) 

Erwerb 

oder 

Entschul- 
dung von 
Eigen- 
heimen 6 ) 

Spar- 
kombina- 
tionen 7 ) 

1000 

v. H. 3 ) 

unter 

600 

4 570 

218 

4,8 

67 

(22) 

( 9 ) 

/ 

600 bis 

800 

3 575 

767 

21,5 

69 

25 

( 3 ) 

( 3 ) 

800 bis 

1 000 

3 041 

974 

32,0 

65 

29 

4 

( 3 ) 

1 000 bis 

1 200 

2 840 

1 104 

38,9 

61 

31 

4 

4 

1 200 bis 

1 500 

2 242 

1 020 

45,5 

59 

33 

4 

4 

1 500 bis 

1 800 

1 545 

769 

49,8 

58 

32 

4 

6 

1 800 bis 

10 000 

1 948 

989 

50,8 

52 

38 

5 

6 


insgesamt . . . 

19 761 

5 841 

29,6 

61 

31 

4 

4 


*) ohne Haushalte von Landwirten und Ausländern sowie ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

4 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe a des 2. VermBG 

5 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe b des 2. VermBG 

6 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe c des 2. VermBG 

7 ) der drei genannten Anlageformen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 34 


Private Haushalte von Arbeitern 1 ) 
mit vermögenswirksamen Sparanlagen am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 



Haushalte 

Von jeweils 100 Haushalten mit 
Sparanlagen nach dem 2. VermBG 
sparten in Form von 

Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 2 ) 

insgesamt 

darunter mit 
Sparanlagen nach 
dem 2. VermBG 

Konten- 

sparver- 

tragen 4 ) 

Bauspar- 

ver- 

trägen 5 ) 

Erwerb 

oder 

Entschul- 
dung von 
Eigen- 
heimen 6 ) 

Spar- 
kombina- 
tionen 7 ) 


o 

o 

o 

<J 

X 





unter 

800 

j 2 260 

576 

25,5 

69 

24 

(4) 

(3) 

800 bis 

1 000 

1 498 

579 

38,7 

66 

27 

(5) 

(3) 

1 000 bis 

1 200 

1 141 

480 

42,1 

64 

28 

(5) 

(4) 

1 200 bis 

1 500 

781 

353 

45,2 

66 

26 

(4) 

(5) 

1 500 bis 

1 800 

398 

210 

52,8 

65 

26 

/ 

(6) 

1 800 bis 

10 000 

256 

152 

59,4 

63 

(28) 

/ 

/ 


insgesamt . . . 

6 333 

2 351 

37,1 

66 

26 

4 

4 


*) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

4 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe a des 2. VermBG 

5 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe b des 2. VermBG 

®) § 2 Abs. 1 Buchstabe c des 2. VermBG 

7 ) der drei genannten Anlageformen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 35 


Private Haushalte von Angestellten 1 ) 
mit vermögenswirksamen Sparanlagen am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 2 ) 

Haushalte 

Von jeweils 100 Haushalten mit 
Sparanlagen nach dem 2. VermBG 
sparten in Form von 

insgesamt 

darunter mit 
Sparanlagen nach 
dem 2. VermBG 

Konten- 
sparver- 
trägen 4 ) 

Bauspar- 
ver- 
trägen 5 ) 

Erwerb 

oder 

Entschul- 
dung von 
Eigen- 
heimen 6 ) 

Spar- 
kombina- 
tionen 7 ) 

1000 

v. H. ») 

unter 

800 

569 

229 

40,2 

74 

24 

/ 

i 

800 bis 

1 000 

523 

248 

47,4 

65 

29 

/ 

/ 

1 000 bis 

1 200 

689 

382 

55,4 

62 

32 

(3) 

(3) 

1 200 bis 

1 500 

661 

415 

62,8 

57 

35 

(4) 

(4) 

1 500 bis 

1 800 

491 

325 

66,2 

57 

34 

(3) 

(6) 

1 800 bis 

10 000 

658 

461 

70,1 

50 

40 

(5) 

(5) 


insgesamt . . . 

3 591 

2 061 

57,4 

59 

33 

3 

4 


9 ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

4 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe a des 2. VermBG 

5 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe b des 2. VermBG 

6 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe c des 2. VermBG 

7 ) der drei genannten Anlageformen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 36 


Private Haushalte von Beamten 1 ) 
mit vermögenswirksamen Sparanlagen am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von ... bis unter . . . DM 2 ) 

Haushalte 

Von jeweils 100 Haushalten mit 
Sparanlagen nach dem 2. VermBG 
sparten in Form von 

insgesamt 

darunter mit 
Sparanlagen nach 
dem 2. VermBG 

Konten- 
sparver- 
trägen 4 ) 

Bauspar- 
ver- 
trägen 5 ) 

Erwerb 

oder 

Entschul- 
dung von 
Eigen- 
heimen 6 ) 

Spar- 
kombina- 
tionen 7 ) 

1000 

v. H. 3 ) 

unter 

800 

109 

48 

44,0 

(60) 

(38) 

/ 

/ 

800 bis 

1 000 

166 

84 

50,6 

56 

38 

/ 

/ 

1 000 bis 

1 200 

242 

143 

59,1 

50 

41 

(5) 

(5) 

1 200 bis 

1 500 

254 

163 

64,2 

47 

44 

(6) 

(4) 

1 500 bis 

1 800 

203 

145 

71,4 

46 

40 

(8) 

(7) 

1 800 bis 

10 000 

266 

195 

73,3 

42 

42 

(8) 

(8) 


insgesamt . . . 

1 241 

779 

62,8 

48 

41 

6 

6 


*) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

4 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe a des 2. VermBG 

5 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe b des 2. VermBG 

6 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe c des 2. VermBG 

7 ) der drei genannten Anlageformen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 37 


Private Haushalte von Selbständigen 1 ) 
mit vermögenswirksamen Sparanlagen am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 2 ) 

Haushalte 

Von jeweils 100 Haushalten mit 
Sparanlagen nach dem 2. VermBG 
sparten in Form von 

insgesamt 

darunter mit 
Sparanlagen nach 
dem 2. VermBG 

Konten- 
sparver- 
trägen 4 ) 

Bauspar- 
ver- 
trägen 5 ) 

Erwerb 

oder 

Entschul- 
dung von 
Eigen- 
heimen 6 ) 

Spar- 
kombina- 
tionen 7 ) 

1000 

| v. H. 3 ) 

unter 

800 

284 

(16) 

( 5 , 6 ) 

/ 

/ 

/ 

i 

800 bis 

1 000 

158 

(11) 

dfi) 

/ 

/ 

/ 

/ 

1 000 bis 

1 200 

221 

(28) 

(12,7) 

(50) 

(43) 

/ 

/ 

1 200 bis 

1 500 

187 

(30) 

(16,0) 

(53) 

(40) 

/ 

/ 

1 500 bis 

1 800 

240 

(39) 

(16,3) 

(54) 

(36) 

/ 

/ 

1 800 bis 

10 000 

545 

107 

19,6 

51 

43 

/ 

/ 


insgesamt . . . 

1 634 

231 

14,1 

53 

40 

/ 

/ 


*) ohne Haushalte von Landwirten und Ausländern sowie ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

4 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe a des 2. VermBG 

5 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe b des 2. VermBG 

6 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe c des 2. VermBG 

7 ) der drei genannten Anlageformen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 38 


Private Haushalte von Nichterwerbstätigen 1 ) 
mit Vermögens wirksamen Sparanlagen am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbraudisstichprobe 1969 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von ... bis unter . . . DM 2 ) 

Haushalte 

Von jeweils 100 Haushalten mit 
Sparanlagen nach dem 2. VermBG 
sparten in Form von 

■ 

insgesamt 

darunter mit 
Sparanlagen nach 
dem 2. VermBG 

Konten- 
sparver- 
trägen 4 ) 

Bauspar- 
ver- 
trägen 5 ) 

Erwerb 

oder 

Entschul- 
dung von 
Eigen- 
heimen 6 ) 

Spar- 
kombina- 
tionen 7 ) 

1000 

v. H. 3 ) 

unter 

600 

3 613 

69 

1,9 

(61) 

/ 

/ 

/ 

600 bis 

800 

1 309 

(47) 

( 3 , 6 ) 

(70) 

/ 

/ 

/ 

800 bis 

1 000 

697 

52 

7,5 

(62) 

(31) 

/ 

/ 

1 000 bis 

1 200 

547 

70 

12,8 

69 

(24) 

/ 

/ 

1 200 bis 

1 800 

572 

107 

18,7 

69 

(27) 

/ 

/ 

1 800 bis 

10 000 

223 

75 

33,6 

64 

(25) 

/ 

/ 


insgesamt . . . 

6 961 

420 

0,0 

66 

24 

(5) 

(5) 


*) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) Anteil in v. H. an der Anzahl der Haushalte insgesamt 

4 j § 2 Abs. 1 Buchstabe a des 2. VermBG 

5 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe b des 2. VermBG 

6 ) § 2 Abs. 1 Buchstabe c des 2. VermBG 

7 ) der drei genannten Anlageformen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 39 


Bestand an Lebensversicherungen *) 


Jahresende 3 ) 

Kapital-Lebens- 
versicherungen 2 ) 

Pensions- und Renten- 1 
Versicherungen 

Alle Lebens- 
versicherungen 

Anzahl der 
Verträge 4 ) 

Versicherte 

Summe 

Anzahl der 
Verträge 4 ) 

Versicherte 
Summe 5 ) 

Anzahl der 
Verträge 4 ) 

Versicherte 

Summe 

1000 

Millionen DM 

1000 

Millionen DM 

1000 

Millionen DM 

1950 

24 847 

15 024 

134 

215 

24 981 

15 239 

1951 

26 563 

17 369 

160 

590 

26 723 

17 959 

1952 

29 185 

20 419 

176 

697 

29 361 

21 116 

1953 

30 657 

23 636 

165 

830 

30 822 

24 466 

1954 

31 826 

27 351 

183 

975 

32 009 

28 326 

1955 

33 665 

31 661 

182 

1 075 

33 847 

32 736 

1956 

35 716 

36 337 

233 

1 387 

35 925 

37 724 

1957 

37 337 

42 881 

274 

1 631 

37 570 

44 512 

1958 

38 518 

48 599 

209 

1 784 

38 792 

50 383 

1959 

41 199 

55 707 

300 

2 063 

41 499 

57 770 

1960 

43 101 

63 737 

332 

2 503 

43 433 

66 240 

1961 

44 388 

73 388 

393 

3 255 

44 781 

76 643 

1962 

45 750 

83 086 

458 

4 277 

46 208 

87 363 

1963 

46 765 

93 769 

545 

5 467 

47 310 

99 236 

1964 

48 437 

106 309 

614 

6 473 

49 051 

112 782 

1965 

49 845 

123 476 

688 

7 427 

50 533 

130 903 

1966 

50 938 

139 141 

753 

8 421 

51 691 

147 562 

1967 

51 832 

154 043 

840 

9 267 

52 672 

163 310 

1968 

53 100 

177 762 

919 

10 159 

54 019 

187 921 

1969 

54 376 

199 050 

1 001 

11 067 

55 377 

210 117 

1970 

55 153 

223 290 

1 015 

12 038 

56 168 

235 328 

30. Juni 1971 

56 749 

249 951 

1 021 

12 697 

57 770 

262 648 


4 ) Lebensversicherungsverträge ohne Zusatzversicherungen. — Lebensversicherungsunternehmen (ohne Pensions- 
und Sterbekassen) unter Bundes- oder Landesaufsicht. — Die Angaben beziehen sich auf das selbst abgeschlos- 
sene Geschäft (brutto), d. h. einschließlich des in Rückdeckung gegebenen Teils. 

2 ) Einzel-Kapitalversicherungen (Groß- und Kleinlebensversicherungen), Kapitalversicherungen nach den Sonderta- 
rifen der Gruppenversicherung, Risiko-Kapitalversicherungen 

3 ) bis 1959 Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) ohne Saarland, ab 1960 einschließlich Saarland 

4 ) bei Gruppenversicherungen und allen Risikoversicherungen: Anzahl der versicherten Personen 

5 ) kapitalisierte Jahresrente 

Quelle: Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen 
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Tabelle 40 


Bestand an Kapital-Lebensversicherungen *) nach Versicherungsarten 


Jahresende 2 ) 

Kapital-Lebens- 

versicherungen 

insgesamt 

darunter 

Großlebens-Einzel- 
versicherungen 3 ) 

Gruppen- 
versicherungen 3 ) 

Risiko-Kapital- 
versicherungen 4 ) 

Anzahl 
der Ver- 
träge 5 ) 

Ver- 

sicherte 

Summe 

Anzahl 
der Ver- 
träge 

Ver- 

sicherte 

Summe 

Anzahl 
der Ver- 
sicherten 

Ver- 

sicherte 

Summe 

Anzahl 
der Ver- 
sicherten 

Ver- 

sicherte 

Summe 

1000 

Millionen 

DM 

1000 

Millionen 

DM 

1000 

Millionen 

DM 

1000 

Millionen 

DM 

1950 

24 847 

15 024 

4 675 

8 682 

2 162 

788 

437 

403 

1951 

26 563 

17 369 

4 675 

9 647 

2 474 

1 003 

429 

526 

1952 

29 185 

20 419 

4 810 

11 159 

3 578 

1 308 

447 

654 

1953 

30 657 

23 636 

5 020 

13 007 

3 732 

1 591 

443 

759 

1954 

31 826 

27 351 

5 316 

15 297 

3 553 

1 873 

458 

963 

1955 

33 665 

31 661 

5713 

18 023 

4 010 

2 159 

493 

1 300 

1956 

35 716 

36 337 

6 082 

20 938 

4 752 

2 339 

549 

1 663 

1957 

37 337 

42 881 

6 610 

25 728 

4 985 

2 867 

529 

2 076 

1958 

38 518 

48 599 

7 109 

29 459 

5 128 

3 113 

676 

2 639 

1959 

41 199 

55 707 

7 631 

34 175 

6 653 

3 984 

696 

3 050 

1960 

43 101 

63 737 

8 175 

39 710 

6 845 

4 300 

818 

3 722 

1961 

44 388 

73 388 

8 808 

47 250 

6 878 

4 596 

963 

4 445 

1962 

45 750 

83 086 

9 391 

54 482 

6 866 

5 035 

1 097 

5 209 

1963 

46 765 

93 769 

10 095 

62 856 

6 894 

5 401 

1 209 

6 017 

1964 

48 437 

106 309 

10 925 

72 868 

6 836 

5 729 

1 899 

7 066 

1965 

49 845 

123 476 

11 899 

87 267 

6 837 

6 196 

2 197 

8 281 

1966 

50 938 

139 141 

12 760 

99 828 

6 276 

6 015 

2 457 

9 870 

1967 

51 832 

154 043 

13 691 

111 685 

6 353 

6 451 

2 443 

11 521 

1968 

53 100 

177 762 

15 101 

132 645 

6 470 

7 054 

2 667 

13 276 

1969 

54 376 

199 050 

16 453 

150 050 

6 724 

8 173 

2 903 

15 607 

1970 

55 153 

223 290 

18 002 

170 519 

6 749 

8 847 

2 978 

18 568 

30. Juni 1971 

56 749 

249 951 

19 842 

195 372 

6 810 

9 271 

3 047 

20 011 


0 Lebensversicherungsverträge ohne Zusatzversicherungen. — Die Angaben beziehen sich auf das selbst abgesdilos 
sene Geschäft (brutto), d. h. einschließlich des in Rückdeckung gegebenen Teils. 

2 ) bis 1959 Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) ohne Saarland, ab 1960 einschließlich Saarland 

3 ) ohne Risikoversicherungen 

4 ) Großlebens- und Kleinlebensversicherungen, Einzel- und Gruppenversicherungen 

5 ) bei Gruppenversicherungen und allen Risikoversicherungen: Anzahl der versicherten Personen 

Quelle: Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen 
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Tabelle 41 


Private Haushalte *) mit Lebensversicherungsverträgen 
nach der sozialen Stellung des Haushaltsvorstandes 
und der Höhe der versicherten Summe am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Haushalte mit Lebens- 
versicherungsverträgen 2 ) 

Haushalte 

insgesamt 

nach der Stellung des Haushaltsvorstandes 

Größenklassen der 
versicherten Summen 

Arbeiter 

Ange- 

stellter 

Beamter 

Land- 
wirt 3 ) 

Selbstän- 
diger 4 ) 

Nicht- 

erwerbs- 

tätiger 

Anzahl in 1 000 

15 707 

5 295 

2 878 

977 

519 

1 426 

4 613 

(in v. H. aller Haushalte) 

(76,5) 

( 83 , 6 ) 

(80,2) 

(18,8) 

( 66 , 1 ) 

(87,3) 

( 66 , 3 ) 

davon verfügten ... v. H. über Verträge mit versicherten Summen von . . . bis 

unter . . 

DM 

unter 

3 000 

41,8 

36,0 

22,8 

24,6 

11,2 

75,2 

25,0 

3 000 bis 

4 000 

8,2 

10,4 

6,8 

9,3 

(2,9) 

8,0 

(5,9) 

4 000 bis 

5 000 

6,6 

9,5 

0,5 

7,8 

(2,6) 

4,3 

(5,9) 

5 000 bis 

10 000 

15,3 

21,3 

18,1 

21,6 

9,7 

6,7 

17,5 

10 000 bis 

20 000 

13,1 

16,1 

20,0 

22,0 

15,7 

3,6 

23,0 

20 000 bis 

30 000 

5,5 

4,1 

8,9 

7,4 

14,6 

1,2 

9,2 

30 000 bis 

50 000 

4,4 

2,2 

7,3 

5,2 

17,2 

0,7 

7,2 

50 000 bis 

75 000 

2,3 

0,3 

4,2 

(1,3) 

12,8 

/ 

(3,5) 

75 000 bis 

O 

o 

o 

,o 

Ö 

1,2 

/ 

2,9 

/ 

6,6 

/ 

/ 

100 000 und mehr 

1,2 

/ 

2,5 

/ 

0,6 

/ 

/ 


1 ) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in Anstalten sowie ohne Haushalte mit einem monat- 
lichen Haushaltsnettoeinkommen von 10 000 DM und mehr 

2 ) einschließlich der Aussteuer-, Ausbildungs-, Sterbegeldversicherungen u. ä. 

3 ) einschließlich der Haushalte mit überwiegendem Einkommen aus landwirtschaftlichem Betrieb 

4 ) Gewerbetreibender, freiberuflich Tätiger 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Private Haushalte mit Lebens Versicherungsverträgen 
nach der Höhe des monatlichen Haushaltsnettoeinkommens 
und der Höhe der versicherten Summe am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 


Haushalte 2 ) 

Haushalte mit Lebens- — - 

Versicherungsverträgen 1 ) I mit einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen von . . . bis unter . . . DM 


Größenklassen der 
versicherten Summen 

ins- 

gesamt 

unter 

600 

600 

bis 

800 

800 

bis 

1 000 

1 000 
bis 

1 200 

1 200 
bis 

1 500 

1 500 
bis 

1 800 

1 800 
bis 

10 000 

Anzahl in 1 000 

15 188 

2 838 

2 751 

2 458 

2 290 

1 861 

1 301 

1 690 

(in v.H. aller Haushalte) 

(76,9) 

( 62 , 1 ) 

(77,0) 

(80,8) 

(80,7) 

(83,0) 

(84,2) 

(86,8) 

davon verfügten . . 

v. H. über Verträge mit versicherten 

Summen von 

. . . bis 

unter . . 

. DM 

unter 

3 000 

32,6 

81,1 

53,3 

38,7 

30,7 

26,6 

21,4 

14,0 

3 000 bis 

4 000 

6,3 

5,9 

9,6 

10,8 

10,3 

8,3 

6,9 

4,3 

4 000 bis 

5 000 

5,1 

3,5 

7,4 

8,3 

8,2 

8,4 

5,4 

4,7 

5 000 bis 

10 000 

11,7 

4,9 

15,5 

19,1 

21,1 

19,7 

17,0 

11,8 

10 000 bis 

20 000 

10,3 

3,2 

9,8 

15,2 

17,8 

19,9 

21,1 

14,5 

20 000 bis 

30 000 

4,1 

(0,6) 

2,4 

4,3 

6,2 

8,0 

10,5 

11,5 

30 000 bis 

50 000 

3,3 

/ 

(1.3) 

2,6 

3,8 

5,8 

8,9 

13,5 

50 000 bis 

75 000 

1,7 

/ 

/ 

(0,8) 

(1.3) 

(1.9) 

4,7 

10,7 

75 000 bis 

100 000 

1,0 

1 

/ 

/ 

/ 

(0,9) 

2,6 

6,9 

100 000 und 

mehr 

0,9 

/ 

/ 

/ 

/ 

(0,6) 

(1.6) 

8,0 


*) einschließlich der Aussteuer-, Ausbildungs-, Sterbegeldversicherungen u. ä. 

2 ) ohne Haushalte von Landwirten und Ausländern sowie ohne Privathaushalte in Anstalten 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 43 


Beruf sstruktur der Ersterwerber von Volksaktien 



PREUSSAG 

VW 

VEBA 

Ersterwerber ohne Beleg- 
schaftsmitglieder 

213 735 

1 484 019 

2 576 742 

Belegschaftsmitglieder 

2 384 

63 484 

25 858 

Ersterwerber insgesamt . . . 

216 119 

1 547 503 

2 602 600 

... v. H. der Ersterwerber insgesamt waren 

Arbeiter 

5,0 

7,5 

10,7 

Angestellte 

29,1 

30,3 

28,8 

Beamte 

8,2 

7,2 

6,7 

Selbständige 

20,5 

8,5 

5,7 

Lehrlinge, Schüler, Studenten 

— 

8,6 

7,3 

Pensionäre, Rentner 

10,5 

14,3 

14,0 

Hausfrauen 

26,7 

23,6 

26,8 


Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen 
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Tabelle 44 


Private Haushalte *) mit Aktien am 31. Dezember 1969 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 



Haushalte 

Soziale Stellung des 


darunter Haushalte mit Aktien 4 ) 

Haushaltsvorstandes 

insgesamt 3 ) 



davon Haushalte mit 

Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 2 ) 

insgesamt 

ausschließ- 

lich 

Volksaktien 

Volksaktien 
und sonsti- 
gen Aktien 

ausschließ- 
lich sonsti- 
gen Aktien 


1000 

i 


v. H. 


Haushalte insgesamt 

20 545 

2 474 

1 2,0 

54,7 

17,7 

27,6 

Arbeiter 

6 333 

379 

6,0 

58,1 

10,0 

31,9 

Angestellter 

3 591 

696 

19,4 

48,6 

18,8 

32,6 

Beamter 

1 241 

215 

17,3 

62,8 

18,6 

18,6 

Landwirt 5 ) 

785 

75 

9,6 

26,7 

14,7 

58,6 

Selbständiger 6 ) 

1 634 

319 

19,5 

40,4 

25,4 

34,2 

Nichterwerbstätiger 

6 961 

801 

11,5 

64,8 

17,0 

18,2 

unter 600 

4 570 

262 

5,7 

70,2 

14,1 

15,6 

600 bis 800 

3 575 

293 

8,2 

67,9 

12,0 

20,1 

800 bis 1 000 

3 041 

298 

9,8 

64,4 

12,8 

22,8 

1 000 bis 1 200 

2 840 

353 

12,4 

59,5 

15,0 

25,5 

1 200 bis 1 500 

2 242 

360 

16,1 

54,4 

17,5 

28,1 

1 500 bis 1 800 

1 545 

289 

18,7 

52,2 

20,1 

27,7 

1 800 bis 2 500 

1 450 

363 

25,0 

41,9 

24,8 

33,3 

2 500 bis 10 000 

498 

190 

38,2 

29,5 

28,9 

41,6 


x ) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushhalte in Anstalten sowie ohne Haushalte mit einem monat- 
lichen Haushaltsnettoeinkommen von 10 000 DM und mehr 

2 ) Stand: Januar 1969. — Ohne Haushalte von Landwirten 

3 ) in der Schichtung nach Einkommensgrößenklassen ohne Haushalte von Landwirten 

4 ) mit oder ohne sonstige Wertpapiere 

5 ) einschließlich der Haushalte mit überwiegendem Einkommen aus landwirtschaftlichem Betrieb 

6 ) Gewerbetreibender, freiberuflich Tätiger 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 45 


Steuerliche Begünstigung des Wohnungsbaues 

in Millionen DM 


Zeit 

Erhöhte 
Absetzungen 
für Wohn- 
gebäude nach 
den §§ 7 b/54 
EStG 0 

Grundsteuer- 
vergünstigung 
nach dem 

I. und II. 
Wohnungsbau- 
gesetz 2 ) 

Steuerminder- 

einnahmen 

insgesamt 

Jahr 

nach dem Jahr der Entstehung 

1950 bis 1954 

420 

290 

710 

1955 bis 1959 

1 620 

1 250 

2 870 

1960 bis 1964 

3 060 

2 300 

5 360 

1965 

790 

560 

1 350 

1966 

790 

595 

1 385 

1967 

800 

625 

1 425 

1968 

880 

650 

1 530 

1969 

950 

690 

1 640 

1970 

1 030 

720 

1 750 

1971 p) 

1 110 

750 

1 860 

1950 bis 1971 

11 450 

8 430 

19 880 

nach dem Jahr der haushaltsmäßigen Auswirkung 

1950 bis 1954 

340 

290 

630 

1955 bis 1959 

1 390 

1 250 

2 640 

1960 bis 1964 

2 780 

2 300 

5 080 

1965 

660 

560 

1 220 

1966 

650 

595 

1 245 

1967 

630 

625 

1 255 

1968 

660 

650 

1 310 

1969 

690 

690 

1 380 

1970 

800 

720 

1 520 

1971 p) 

880 

750 

1 630 

1950 bis 1971 

9 480 

8 430 

17910 


*) Einschließlich der erhöhten Absetzungen für Wohngebäude, die vor der Einschrän- 
kung des § 7 b EStG (auf selbstgenutzte Ein- und Zweifamilienhäuser sowie Eigen- 
tumswohnungen) gewährt worden sind. 

2 ) Grundsteuervergünstigung für den sozialen und den steuerbegünstigten Wohnungs- 
bau (einschließlich Mietwohnungsbau) 

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen 
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